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Der Staat statuiert ein Exembel 


Freiheit für Christian Klar... 


Christian Klar soll mindestens 26 Jahre, das 
heißt weitere elf Jahre, in Haft bleiben müs- 
sen. Dies gebiete die „besondere Schwere der 
Schuld“, urteilte das Oberlandesgericht 
Stuttgart, das damit dem Antrag der Bundes- 
anwaltschaft folgte. 
Einen Zweck - den der Einschüchterung - 
scheint die Entscheidung bereits erfüllt zu ha- 
ben. Offentliche Kritik blieb bisher fast voll- 
ständig aus. Der Linken, aber auch liberalen 
Kritikern, die sich gegen den großen 
Lauschangriff oder andere Entwicklungen 
hin zum autoritären Staat immerhin noch zu 
Wort gemeldet haben oder die einen teilwei- 
se langen Kampf gegen die lebenslange Frei- 
heitsstrafe führen, hat das Urteil augen- 
scheinlich die Sprache verschlagen. Das ist 
gleich in mehrfacher Hinsicht bedrückend. 


Die Praxis des Lebenslang ... 


is gibt die weitverbreitete Auffassung, daß 
zu lebenslanger Haft verurteilte Gefangene 
- und das sind fast ausschließlich nach $ 211 
(„Mord“) verurteilte Gefangene - in der Re- 
gelnach 15 bis allerhöchstens 20 Jahren ent- 
lassen werden. So wandte Oliver Tolmein in 
einer der ganz wenigen kritischen Stellun- 
gnahmen zum Urteil gegen Christian Klar 


im „Freitag“ (6.3) ein: „Zwar wird gemein- 
hin mit Mördern, auch NS-Massenmör- 
dern, wenn überhaupt jewegen Mordes ver- 
urteilt, Sexualstraftätern, die Frauen und 
Kinder gequält und getötet haben, anders 
umgegangen - sie sitzen in der Regel nicht 
länger als 20 Jahre ein.“ Das trifft zu für NS- 
Verbrechen an der jüdischen Bevölkerung 
Europas, den Völkern des europäischen 
Ostens und der Bevölkerung in anderen be- 
setzten Gebieten, an den Roma, an zu 
„Volksfeinden“ erklärten Minderheiten ..., 
also für jene Verbrechen, die im Namen 
Deutschlands und in Ausübung des staatli- 
chen Gewaltmonopols verübt wurden. An- 
sonsten trifft diese Aussage jedoch nicht zu. 
Die lebenslange Freiheitsstrafe wird in der 
BRD durchschnittlich 21 Jahre lang voll- 
streckt, länger als in jedem anderen Land in 
Europa. Viele Gefangene sind mehr als 25 
Jahre inhaftiert, und in den vom Komitee 
für Grundrechte und Demokratie durchge- 
führten Anhörungen gegen die lebenslange 
Freiheitsstrafe (im Mai 1993 und März 


1994) wird sogar von Fällen berichtet, in de- 
nen Vollstreckungskammern eine Mindest- 
haftdauer von 40 und sogar von 50 Jahren 
(!) für „schuldangemessen“ halten. Für je- 
den sechsten der zu lebenslang Verurteilten 
wird das Urteil buchstäblich bis zum Tode 
vollstreckt: Sie sterben im Gefängnis. 
DerOLG-Entscheid gegen Christian Klar 
ist nicht deshalb so unerträglich, weil die 
Länge der Mindesthaft völlig einzigartig wä- 
re, sondern er ist auch deshalb unerträglich, 
weil die angeordnete Mindesthaftzeit nicht 
einzigartig ist. Er wirft ein Licht auf die Pra- 
xis des „Lebenslang“ und müßte Anlaß für 
einen neuen Anlauf sein, die lebenslange 
Freiheitsstrafe als grausam und „lodesstra- 
fe auf Raten“ zu ächten. Darüber hinaus al- 
lerdings hat das Urteil angesichts des gegen 
die Gefangenen aus der RAF praktizierten 
Sonderrechts und der immer noch prakti- 
zierten Sonderhaftbedingungen und ange- 
sichts des zugrundeliegenden politischen 
Konfliktes eine besondere Bedeutung. 
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... und alle anderen 


Gefangenen aus der RAF !!! 


Rolf Heißler schrieb in 
einem Leserbrief an die 
„Badische Zeitung“, der 
am 3.3.98 abgedruckt 
wurde, u.a.: 


„Christian Klar, wie al- 
le Gefangenen aus der 
RAFE unterlagen und 
unterliegen in der BRD 
 verrechtlicht, gleichwohl menschen- 
rechtswidrig, jahrelanger Isolationsfolter 
| und andauernder Sonderbehandlung mit 
‚ entsprechenden psychisch und physisch 
| zerstörenden Auswirkungen. Deswegen 
; kann es uns auch nicht um Gnade gehen, 
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sondern lediglich um unser Recht auf | 
Freiheit. 

Wenn die Bundesanwaltschaft die poli- \ 
tischen Gefangenen nur einmal wie nor- | 
male Gefangene behandelte und sich an | 
die eigenen Gesetze hielte, dürfte sie ihre _ 
Zeit nicht länger mit Anträgen für die | 
Festlegung der Mindesthaftdauer ver- | 
schwenden, sondern müßte wegen unse- : 
rer durchgängigen Sonderbehandlung | 
sich für unsere sofortige Freilassung ein- | 
setzen, weil auch bei normalen Gefange- _ 
nen erschwerte Haftzeit (im Ausland) { 
mehrfach angerechnet wird. 
Rolf Heißler, Gefangener aus der RAE _ 
Frankenthal“ 
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| Für Sieglinde Hofmann, 
| wir berichteten, setzte das 
Oberlandesgericht Köln 
eine Mindesthaftzeit von 
19 Jahren fest. Sie soll 
frühestens im Jahr 1999 
entlussen werden können. 

Für Heidi Schulz, deren 
Anhörung ebentalls be- 
reits Anfang Dezember 
1997 stattfand, hat das 
OLG bisher noch keine 
Entscheidung getroffen. 
Heidi Schulz ist seit 15 
Jahren inhaftiert, die lan- 
ge Isolationshaft hat ihrer Gesundheit 
schwere Schäden zugefügt, die Bundes- 
anwaltschaft hat 19 Jahre mindestens 
beantragt. 
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Bei Brigitte Mohnhaupt 
steht das Verfahren, in 
dem das Vollstreckungsge- 
richt die Mindesthaftdau- 
| er festlegt, noch an. 
Generell ma daran: erinnert werden, 
daß die Mlindesthaftdauer mit der 
tatsächlichen Freilassung nicht zu ver- 
wechseln ist. Die Entscheidung über die 
Mindesthaftdauer legt nicht einmal 
fest, ob zu lebenslanger Haft verurteilte 
Gefangene überhaupt freigelassen wer- 
den. Bevor sie freigelassen werden, müs- 
sen sie eine erneute Prozedur über sich 
ergehen lassen, mit der eine „Gefähr- 
lichkeitsprognose“ erstellt wird, von der 
ihre Freilassung abhängt. In den bishe- 
rigen Auseinandersetzungen um die 
Freilassung von Gefangenen aus der 
RAF wurde bis zuletzt versucht, die Ge- 
sinnung der Gefangenen zu brechen, sie 
durch ein erzwungenes psychiatrisches 
Gutachten zu pathologisieren. (Red.) 
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... unter den Bedingungen der 
Isolationshaft für die 


Gefangenen aus der RAF 


Jede langdauernde Haft widerspricht dem 
Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit 
und der freien Entfaltung der Persönlich- 
keit. Leben kann sich nur in einer vielfälti- 
gen Wirklichkeit, im freien Austausch mit 
anderen Personen verwirklichen und ent- 

wickeln. Den Menschen, denen diese Mög- 
lichkeit auf lange Zeit entzogen wird, wird 
Furchtbares angetan. Ihre psychische, $0- 
ziale und wirtschaftliche Existenz wird ver- 
nichtet, und auch ihre physische Existenz 
wird irreparabel beschädigt. Um wieviel 
mehr gilt dies für Menschen, die wie die Ge- 
fangenen aus der RAF jahre- und jahrzehn- 
telang Isolationshaftbedingungen bis hin 
zur völligen Kontaktsperrung unterworfen 
waren undi immer noch sind und die, als po- 
litische Menschen, in ganz hohem Maßeauf 
Kommunikation angewiesen sind. 

Gerade Christian Klar ist bis heute in star- 
kem Maße Sonderhaftbedingungen ausge- 
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setzt: wenig Besuche, Postkontrolle, Verbot, 
an einem Informatik-Fernstudiengang teil- 
zunehmen, Verbot von Interviews, selbst für 
das Recht, mit Angehörigen zu telefonieren, 
mußte er fünf Wochen in den Hungerstreik 
treten. 

Auch wenn es schwer sein mag, die po- 
tenzierte Gewalt langjähriger Isolation shaft 
zu (er)messen, gibt es in in Ländern 
Regelungen, erschwerte Haftbedingungen 
mehrtach anzurechnen. Selbst das Celler 
Oberlandesgericht hat die Haftbedingun- 
sen von Kani Yilmaz im Hochstcherheits- 
gefängnis Belmarsh-Prison, wo er 1014 Ta- 
ge lang i in Auslieferungshaft saß, mit dem 
Faktor 1,2 angerechnet. Würden die Ge- 
richte im Fall der RAF-Gefangenen zu ei- 
ner halbwegs angemessenen Anrechnung 
der Sonderhaft gezwungen werden können, 
könnten, ja müßten nahezu alle sofort ent- 
lassen werden. 

Umgekehrt bedeuten die 26 Jahre Min- 
desthaft für Christian Klar unter den be- 
kannten Bedingungen, daß Bundesanwalt- 
schaft und OLG mit kalter Berechnung je- 
de Lebensperspektive zu vernichten, in Ra- 
ten ein Todesurteil zu vollstrecken suchen. 


Die Botschaft des Urteils 


In diesen Tagen wurde Peter-Jürgen Boock, 
zu dreimal lebenslanger Haft plus 1 5 Jahren 
verurteilt, nach 17 Jahren Haft entlassen, 
nachdem er bereits viereinhalb Jahre Frei- 
gänger war. Peter Jürgen Boock gehörte wie 
Christian Klar der RAF an, war wie dieser 
im Zusammenhang mit der Tötung von 
Ponto und Schleyer verurteilt. (Andere in 
diesem Zusammenhang Verurteilte wie Su- 
sanne Albrecht und Monika Helbig sind als 
Kronzeuginnen zu Zeitstrafen verurteilt 
und nach wenigen Jahren entlassen wor- 
den.) Im Unterschied zu Peter-Jürgen Boock 
hat Christian Klar keine Aussagen über (an- 
gebliche) Sachverhalte und die Beteiligung 
anderer gemacht, weder mit den Verfol- 
gungsbehörden zusammengearbeitet noch 
sich als „Ix-lerrorist“ der Öffentlichkeit 
präsentiert und als Kronzeuge für die poli- 
tische und moralische Verwerflichkeit der 
RAF und ihrer Politik und 
die Legitimität der staatli- 
chen „Antiterrorismus- 
bekämpfung“ zu Markte 
getragen. Dafür wird er mit 
weiteren elf Jahren minde- 
stens abgestraft. 

Beides zusammen - die 
Entlassung _Peter-Jürgen 
Boocks ud die maioro 
Ausdehnung der Haft für 
Christian Klar - enthält ei- 
ne an die Offentlichkeit 
gerichtete Botschaft: daß 
der Staat durchaus „Mil- | 
de“ walten lasse gegen die, 
die ihre Taten ra: 


che „Milde“ gegen Boock, seine „vorzeitige“ 
Entlassung, die maßlose Härte gegenüber 
Christian Klar. 
Daß weder Christian Klar noch ein ande- 
rer Gefangener aus der RAF sich nach einer 
Entlassung in den Untergrund absetzen, 
um den bewaffneten Kampf weiterzu- 
führen, weiß die Bundesanwaltschaft, die 
die Gefangenen bis in den letzten Winkel 
kontrolliert, nur zu genau. Das kann jeder 
wissen, der sich mit den Beiträgen der Ge- 
fangenen zur Diskussion auch ihrer Ge- 
schichte befaßt. Nicht darin also liegt der 
Grund für die weitere Inhaftierung. Das Ge- 
richt behauptet eine „besondere Schwere 
der Schuld“, die nicht nur darin besteht, daß 
die RAF das staatliche Gewaltmonopol of- 
fen in Frage gestellt hat. Vor allem besteht 
sie darin, daß Christian Klar sich von der 
UÜbermacht des Staates nicht hat überwäl- 
tigen lassen, daß er den Kniefall verweigert, 
daß er an seinen politischen Motiven, an der 
Kritik der imperialistischen Politik der BRD 
auch in der Haft festhält. Mit den 26 Jahren 
Mindesthaftzeit hält der Staatsapparat an 
der vom faschistischen Staatstheoretiker 
Carl Schmitt begründeten und im Kampf 
gegen die RAF stets praktizierten Linie fest, 
politische Gegner als Feinde aus der Ge- 
sellschaft auszugrenzen und zu vernichten. 
In den 60er Jahren hatte die BRD mit der 
Unterstützung für den US-Aggressionskrieg 
gegen Vietnam damit begonnen, erneut of- 
fene Gewalt zur Gestaltung politischer Ver- 
hältnisse anzuwenden. Das war eine der 
Entstehungsbedingungen für die RAF Heu- 
te ist die BRD auf diesem Weg weit fortge- 
schritten. Politischer Widerstand, wie 
schwach er momentan auch scheinen mag, 
ist unvermeidlich. Mit dem Urteil gegen 
Christian Klar statuiert der Staat ein Ex- 
empel, um nicht nur das Prinzip des staat- 
lichen Gewaltmonopols, sondern den ag- 
sressiven Gebrauch staatlicher Gewalt nach 
innen und außen zu bekräftigen. In den Ver- 
suchen, den Widerstand dagegen zu orga- 


D 


nisieren, muß die Forderung ı ei der Frei- 


lassung der Gefangenen aus der RAF auch 
deshalb stets gegenwärtig sein. 
(scc, aus: Politische Berichte 6/98) 
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Härte aber gegen die, die Bei d der Zerteilung Jugoslawiens spielte die BRD, auch mittels mi- 
das nicht tun. Tatsächlich litärischer Gewalt, eine zentrale Rolle. Bild: Flüchtlinge aus dem 
legitimiert die vermeintli- ehem. Jugoslawien demonstrieren gegen ihre Abschiebung 


18. März - Tag der politischen Gefangenen 


Solidarıtät heißt Widerstand gegen 
staatliche Unterdrü ckung! 


Der 18. März ist zwar bei Erscheinen dieser 
Ausgabe gerade vorbei — zu spät also, um zu 
den verschiedenen Aktionen aus Anlaß des 
Tages der politischen Gefangenen aufzuru- 
fen, zu früh, um darüber zu berichten. Trotz- 
dem möchten wir den diesjährigen Auf- 
ruf veröffentlichen; wenn mög- „ 
lich, werden wir in der nächsten 
Ausgabe über Aktionen berich- 
ten. (Red.) 


ir rufen dazu auf, sich, 

an den Aktivitäten 

zum 18. März 1998 zu. 
beteiligen. Wir wollen diesen he 
als bundesweiten Aktionstag für Solidarität 
und Widerstand gegen staatliche Unter- 
drückung weiter verankern. Machen wir den 
18. März gerade auch zu einem starken Aus- 
druck der Solidarität mit den. politischen 
Gefangenen. Wir fordern alle linken ` 
und fortschrittlichen Gruppen.auf, in; 
vielfältiger Weise in Aktion zu tre- 
ten. Diea, 20 Städten und Regionen ; 
fanden in den vergangenen zwei 
Jahren Veranstaltungen, Kundge- 
bungen und andere Aktionen statt. 
Daran wollen wir 1998 anknüpfen, 


Solidarität ist Grundlage = 
linker Politik ..: 


In allen kapitalistischen Staaten dient die 
(Klassen)justiz der Sicherung der herr- 
schenden Ordnung. Seitdem es politische 
Justiz gibt, ist es ihre Aufgabe, einzelne aus 
revolutionären und oppositionellen Bewe- 
gungen zu reißen und in die Knäste zu sper- 
ren; mit dem Ziel, die Einheit und Ent- 
schlossenheit der Kämpfe zu zersplittern, 
die jene für eine Gesellschaft fechten, in der 
die freie Entfaltung des Individuums die Be- 
dingung ist für die freie Entfaltung aller. 

Solidarität ist und bleibt die wichtigste 
Grundlage der Linken. In der Solidarität mit 
den politischen Gefangenen vermag sich 
das gemeinsame Ziel der Kämpfe, die soli- 
darische Gesellschaft, abzubilden. 


Hoch die internationale 
Solidarität! 


Alle Kimpfe um soziale Emanzipation müs- 
sen von veränderten Bedingungen ausge- 
hen. Nach der Auflösung des sozialistischen 
Staatenbundes nutzt das K Kapital alle neu 
entstandenen Möglichkeiten für seine 
scheinbar unaufhaltsame globale Expansi- 


fen. 


‚Menschen 


on. Fine „neue Weltordnung“ ist ausgeru- 
fen worden. „Demokratie el Menschen- 
rechte“ werden als imperialistische Kampf- 
begriffe ins Feld geführt, um Profitsteige- 
rung und kapitalistische Verwertbarkeit po- 
& litisch zu legitimieren und wirt- 
a und militärisch 


= mer wieder Menschen zu- 
sammenfinden, 
‚um ge- 


gen diese „neue Weltordnung“ 
anzukämp- 


Und wo 


sich auflehnen, 
sind sie von Verfolgung, Repression und 
Mord bedroht und sollen in den Knästen 
verschwinden - am besten für immer. Tau- 
sende politische Gefangene kämpfen um 
das nackte Überleben in den Knästen - und 
um ihre Würde. Ihr Kampf richtet sich ge- 
gen Folter, Mord und die physische und psy- 
chische Vernichtung durch die verschiede- 
nen Formen von Isolationshaftbedingun- 
gen. 

In der Türkei gehört es zur Tagesordnung, 
dab Menschen grausam gefoltert werden, 
verschwinden und ermordet werden. Nach- 
dem 1996 zwölf politische Gefangene aus 
türkischen revolutionären Organisationen 
in einem großen Hungerstreik fielen - 
kämpften Anfang 1998 "Tausende von poli- 
tischen Gefangenen mit einem Hunger- 
streik u.a. wieder gegen die Zerschlagung ih- 
rer Kollcktive durch die Einführung der Iso- 
lationshaft gegen politische Gefangene. In 
der ersten Januarwoche 1998 starben die 
Gefangenen Osman Dasch und Sepril Yilm- 
az durch die Vernichtungspolitik der türki- 
sche Regierung. 

In Spanien kämpfen seit vielen Jahren die 


Aber wel tweit werden sich im- ` 


baskischen Gefangenen gegen die immer 
noch angewandte Folter und für ihre Verle- 
gung in Knäste in Euskadi (Baskenland). 
Mit der Erstürmung der u.a. für die Frei- 
lassung von politischen Gefangenen be- 
setzteri japanischen Botschaft in Peru im 
April 1997 und der Ermordung aller an der 
Aktion beteiligten MRTA-KämpferInnen 
ist die Hoffnung auf eine zum Greifen na- 
he Perspektive für politische Gefangene in 
Peru.zerschlagen worden. Ob in Peru, Nica- 


E ragua, Àrgentinien, Chile, Kurdistan, Palä- 
sine. USA, Nordir land ” 


, lange fortsetzen .. 


die Liste ließe sich 
. die Lage der politischen 
‚ Gefangenen schreit nach, der einzigen sub- 
| tantiellen Lösung: Freiheit für alle poli- 
| tischen Gefangenen weltweit. 
Hoch die interna- 
tionale Solida- 
rität. 


. Zur Situation der 
politischen Gefange- 
nen in der BRD 


-4 Weiterhin sind Menschen aus 
‚dem seit Anfang der siebziger 
Jahre geführten bewaffneten 
u Kampfi in der BRD im Knast. 

i Die.Folgen der jahrelangen 

;Isolationsfolter haben die Ge- 

ssundheit der Gefangenen aus 

der RAF derartig angegriffen, daß bei eini- 
sen zu befürchten ist, ob sie den Knast le- 
bond verlassen w erden. 

In den BRD-Knästen werden Menschen 
weggesperrt, die sich hier in Anlehnung an 
die antiimperialistischen Befreiungskämpfe 
in ihren Herkunftsländern organisieren. In 
der BRD werden z.B.: kurdische, tamilische 
und revolutionäre türkische Organisationen 
kriminalisiert und Menschen, die mit ihnen 
in Verbindung gebracht werden, verfolgt 
und weggesperrt. So sitzen z.B. mehr als 400 
kurdische Frauen und Männer hier in den 
Knästen. 

Linke Fundamentalopposition in der 
BRD wird immer wieder mit Verfahren 
überzogen. Einzelne AntifaschistInnen und 
AtomkraftgegnerInnen etc. werden heraus- 
gegriffen und weggesperrt. lotalverweigerer 
werden zu längeren Haftstrafen verurteilt. 

Nach der Annexion der DDR werden sei- 
tens der BRD Menschen aus der ehemali- 
sen DDR mit einer Prozeßflut von über 
120.000 Verfahren überzogen. So wider- 
sprüchlich die diversen Positionen in der 


Linken zur Bewertung der DDR sind, darf =¢ 
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dieser Akt der Siegerjustiz nicht hingenom- 
men werden. 


erzeit betreibt die BRD eine Politik 

der Umstrukturierung der Gesell- 

schaft mit dem Ziel, sich innerhalb 
der verschärften weltweiten Konkurrenz im 
Kapitalismus weiterhin durchzusetzen. 
Nach dem Wegfall der sozialistischen Staa- 
ten kann diese Politik unverfrorener als in 
der Vergangenheit durchgesetzt werden. 
Sorialausgaben werden gekürzt bzw. gestri- 
chen, für das Kapital nicht mehr verwert- 
bare Mensche n in die Verelendung getrie- 
ben. 

In dieser Situation versuchen Menschen, 
sich individuell durchzuschlagen, statt gc- 
meinsam ihre Bedürfnisse E eba 
Rassistische Ideologie mit den entspre- 

chenden U msetzungen sind in der Politik 

und in breiten Teilen der Gesellschaft ver- 
ankert. Die Ausgrenzung und Verfolgung 
von Ausländerinnen, Flüchtlingen, Ob- 
dachlosen, Andersdenkenden ete. nimmt 
immer größere Ausmaße an. 

Die Abschottun gspolitik Europas und der 
BRD wird erst durch diese rassistische Ideo- 
logie ermöglicht. Die Ostgrenzen werden 
mit einem enormen personellen und ma- 
schinellen Aufwand gesichert, derjedes Jahr 
viele Menschen das Leben kostet. Viele der- 
jenigen, die es schaffen, in die Festung zu 
gelangen, werden kriminalisiert, in Ab 
schiebeknäste g gesteckt und - oftmals in die 
Hände ihrer Verfolger - abgeschoben. 

Die fortgesetzte Verbiegung des Grund- 
gesetzes, der sog. ‚Große Lauschangriff” so- 
wie die Einschnitte i in die Rechte von An- 
seklagten in Strafprozessen sind weitere Fa- 
cetten dieser Umstrukturierung. Die soge- 
nannte „Organisierte Kriminalität“ dient als 
Vor Be: für die Aufhebung der Trennung 
von Polizei und Cehiei ensia, für den 
(großen) Tauschangriff und die unbe- 
schränkten Möglichkeiten der europäi- 
schen Pe Jlizeiorganisation EUROPOL. Als 
Instrument zur Bekämpfung von Wider- 
stand gegen diese Politik wurden Unterbin- 
dunsgewahrsam und die Hauptverhand- 
lungsh aft eingeführt. 

De Kriminalisierung linker Politik hat 
Tradition nicht nur in "er Geschichte der 
BRD, sondern in der Geschichte bürgerli- 
chen Parlamentarismus überhaupt, dessen 
15Öjähriges Bestehen 1998 staatlicherseits 
abgefeiert werden wird. 

Diese Tradition muß bekämpft werden! 
Unsere Solidarität ist eine wichtige Waffe 
gegen Kriminalisierung linker P A nicht 
nur in der BRD, sondern weltweit. 

Der Aktionstag am 18. März ist ein Aus- 
druck von Solidarität mit politisch Verfolg- 
ten und politischen Gefangenen. Deshalb 
fordern wir alle Gruppen und Menschen 
auf, sich mit vielfältigen Aktionen an die- 
sem 18. März zu beteiligen. 


Freiheit für alle politischen Gefangenen! 


Bundesweites Koordinierungstreffen zum 


Aktionstag am 18. März 1998 
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Zusammenfassender Bericht über den Prozeß 


In Sachen Monika Haas 


Der „Fall“ Monika Haas nähert sich seinem 
Ende. Und damit die schier unglaubliche Ge- 
schichte eines Gerichtsverfahrens, in dem die 
Anklage bis heute mit allen Mitteln versucht, 
Beweise und Zeugen zu produzieren. 

Seit der Entlassung von Monika Haas aus 
21/2jähriger Untersuchungshaft im März 
1997 ist der Prozeß fast völlig aus den Medi- 
en verschwunden. Wir wollen Sie deshalb 

über die Entwicklung der vergangenen Mo- 
nate informieren. 


Demontage einer Kronzeugin 


Die von der Bundesanwaltschaft als Haupt- 


belastungszeugin präsentierte Souhaila 
Andrawes hat in ihrer Aussage folgendes be- 
richtet: 

Sie sei am Nachmittag des 7. Oktober 
1977 mit ihrem Begleiter Akache im Hotel 
(gemeint ist das Hotel Saratoga) angekom- 
men. In der gleichen Nacht sei später Mo- 
nika Haas nik einem Kinderwagen, mehre- 
ren Bonbondosen, in denen Waffen ver- 
steckt gewesen sein sollen, sowie einem als 
Waffenversteck dienenden Radio in das Ho- 
telzimmer gekommen. Außer ihr seien noch 
die beiden Männer des Kommandos anwe- 
send gewesen. 

Dieser Aussage widersprechen u.a. die Er- 


kenntnisse des Bundeskriminalamtes: 

Demnach ist Souhaila Andrawes in der 
Nacht vom 7. auf den 8. Oktober 1977 zwi- 
schen 1.00 und 2.00 Uhr nachts im Hotel 
eingecheckt und zusammen mit ihrem Be- 
gleiter auf das von ihm gemietete Zimmer 
gegangen. Die Aussagen des Nachtportiers, 
der 1977 vernommen wurde, ergaben wei- 
terhin, daß in dieser Nacht keine weiteren 
Vorkommnisse, also auch keine nächtlichen 
Besucher mit Kinderwagen, zu verzeichnen 
waren. 

Die Halle des Hotel Saratoga ist klein und 
überschaubar, die Aufzüge liegen unmittel- 
bar neben der Rezeption. Falls diese nachts 
kurz nicht besetzt war, wurde die Eingang- 
stür abgeschlossen, und Besucher mußten 
sich mii einer Klingel bemerkbar machen. 
Diese Recherchen. der Verteidigung be- 
stätigte der damalige 'lagportier des Hotels 
Saratoga. Der am 7. Öktober 1977 dienst- 
habende N Nachtportier, 1980 verstorben, be- 
richtete bei seiner Vernehmung 1977 nichts 
über zwei nächtliche Besucher. 

Warum log Souhaila Andrawes in ihrer 
Aussage? Wollte sie sich als Kronzeugin ei- 
nen Strafnachlaß erkaufen? 

Bei der Verkündigung ihres Urteils am 19. 
November 1996 hat Souhaila Andrawes in 
mehreren Sprachen laut gerufen: „Monika 
Haas hat die Waffen nicht nach Mallorca 
sebracht!“ Doch das Frankfurter Oberlan- 
desgericht weigerte sich, diese klare Aussa- 
ge zu berücksichtigen, sie wurde als „uner- 
hebliches Detail“ zurückgewiesen. 


Der neue „Kronzeuge“ 


Die Bundesanwaltschaft reagierte schnell 
auf den offensichtlichen Verlust ihrer „Be- 
lastungszeugin“. Zwei Tage nach der Ur- 
teilsverkündung gegen S. Andrawes zauber- 
te sie im Verfahren gegen Monika Haas ei- 
nen neuen „Kronzeugen“ aus dem Hut: den 
Libanesen Said Ali Slim. 

Said Ali Slim, der im Libanon wegen Zu- 
sammenarbeit mit dem israelischen Ge- 
heimdienst Mossad in Haft sitzt, hat seit- 
her mehrere, sich gegenseitig ausschlieben- 
de Aussagen über seine angebliche Beteili- 
sung an der Entführung der Lufthansama- 
schine „Landshut“ im "Oktober 1977 ge- 
macht. Die Protokolle seiner Vernehmung - 
im Beisein von BKA-Beamten - verraten die 
gleiche Taktik, die auch schon bei der Ver- 
nehmung von Souhaila Andrawes zum „Er- 
folg“ führte: Said Ali Slim wurde wiederholt 
mit angeblichen „Iatsachen“ konfrontiert, 
die ihm als erwiesen präsentiert wurden. 
Folgerichtig ist seine Aussage - wie bereits 
bei Souhaila Andrawes - eine Nacherzäh- 
lung vorgehaltener „Tatsachen“, die Moni- 
ka Haas belasten. Die Befragung wurde 
schleunigst beendet, als er die einzige „ech- 
te“ Frage (wann er „Amal“ (Monika Haas) 
kennengelernt habe) so beantwortete, daß 
sie der zeitliche Rekonstruktion der Bun- 
desanwaltschaft über den Ablauf wider- 
spricht. 

Auch die Identifizierung mit Hilfe von 


Bildern spricht einem objektiven Verfahren 
Hohn: Dem Zeugen wurde eine Lichtbild- 
mappe mit 12 Bildern vorgelegt. In dieser 
Lichtbildmappe befanden sich drei Fotos 
von Monika Haas und neun von jeweils ei- 
ner Vergleichsperson. Said Ali Slim konnte 
sich nicht erinnern, irgendeine dieser Per- 
sonen schon einmal g geschen zu haben. Dar- 
aufhin wurde ihm eine zweite Mappe prä- 
sentiert, diesmal mit sieben Lichtbildern. 
Fünf davon zeigten Männer, auf zwei Bil- 
dern sind Frauen zu sehen, eine Palästinen- 
serin und Monika Haas. Bei der Vi yrlage die- 
ser Mappe identifiziert Said Ali Slim Mo- 
nika Haas „sofort“. 

Die ursprüngliche Strafe von Said Ali 
Slim, zehn Jahre Zwangsarbeit, wurde zwi- 
schenzeitlich auf vier Jahre reduziert. Zur 
Begründung wurden humanitäre Gründe 
angegeben. 


Ein rechtsstaatliches Verfahren? 


Monika Haas wird eine strafbare Handlung 
zur Last gelegt, die zwanzig Jahre zurück- 
liegt - Grund genug, das Erinnerungsver- 
mögen von Zeugen sehr genau zu prüfen. 
Ein Gericht ist per Gesetz verpflichtet, Auf- 
klärung zu betreiben und Widersprüche zur 
Kenntnis zu nehmen, wenn sie sich nicht 
ausräumen lassen. 

Anders der 5. Strafsenat. Wann immer die 
Verteidigung von ihrem Fragerecht Ge- 
brauch macht, kommt es zu massiven 
Störungen, Unterbrechungen, Nichtzulas- 
sung von Fragen, Disputen mit der Vertei- 
digung über Formalien etc. Kommt ein 
Zeuge in Bedrängnis, hilft die Bundesan- 
waltschaft, und das Gericht sekundiert bis 
hin zur Aufforderung an den Zeugen, die 
gestellte Frage nicht zu beantworten. Be- 
weisanträge der Verteidigung werden abge- 
schmettert, von der Verteidigung ge- 
wünschte Entlastungszeugen werden nicht 
geladen. Jedes Mittel wird genutzt, um ent- 
lastende Fakten nicht zu Gehör zu bringen. 

Bei Prozessen vor Oberlandesgerichten 
werden Zeugenaussagen sowie der Ver- 
handlungsverlauf nicht protokolliert. Bei 
Beschlüssen des 5. Strafsenats wurde offen- 
bar, daß die fünf Richter an entscheidenden 
Punkten eine Erinnerung an Zeugenaussa- 
gen haben, die von den Mitschriften der Ver- 
teidigung erheblich abweicht. 

Im gesamten letzten Jahr war die Pro- 


zebführung äußerst schleppend, die durch- 
schnittliche Verhandlungsdauer pro Termin 
betrugeine Stunde. Der Wille des Gerichts, 
eine Verurteilung zu erreichen, scheint trotz 
der Beweislage nach wie vor ungebrochen, 
dies wird besonders durch die unverhohle- 
ne Voreingenommenheit des Gerichts de- 
monstriert. 


Konsequenzen für Monika Haas 


Die Aussichten auf ein Strafmaß, das Mo- 
nika Haas zurück in den geschlossenen Voll- 
zug bringt, sind gering. So könnte der Ein- 
dimek entstehen, alles sei går nicht so 
schlimm. Für Monika Haas hat eine Verur- 
teilung jedoch einschneidende Konsequen- 
ZEN. 

Während sie in Untersuchungshaft saß, 
wurde Monika Haas von ihrem Arbeitgeber, 
dem Land Hessen, fristlos gekündigt. In er- 
ster Instanz ist diese Kündigung zurückge- 
wiesen worden, dagegen hat das Land Hes- 
sen Berufung eingelegt. Der Richter des 

Landesarbeitsgerichtes hat das Berufungs- 
verfahren ausgesetzt und seine Entschei- 
dung an das Urteil im Strafverfahren ge- 
bunden. Fine Verurteilung des 5. Strafse- 
nats würde also automatisch die fristlose 
Kündigung von Monika Haas nachträglich 
legitimieren. Angesichts der Arbeitsmarkt- 
situation auch eine Verurteilung zur Ar- 
beitslosigkeit. 

Im Falle einer Verurteilung muß Monika 
Haas die Prozeßkosten tragen, die inzwi- 
schen zu einem siebenstelligen Betrag auf- 
gelaufen sind. Auch wenn Monika Haas wie- 
der eine Anstellung fände, würde sie le- 
benslang an diesen Schulden tragen. Zwei 
ihrer Kinder sind in der Ausbildung (Schu- 
le und Studium), seit der Verhaftung 1994 
lebt die Familie von Sozialhilfe. Aus dieser 
Situation käme Monika Haas nicht mehr 
heraus. 


Monika Haas tritt weiter für ihr Recht ein 
- doch das kostet Geld. 

Wir bitten Sie deshalb um Spenden, die ei- 
ne weitere Verteidigung (d.h. auch die Mög- 
lichkeit einer Revision) sicherstellen. 

Gleichzeitig ist es gerade in der Schluß- 
sehr wichtig, daß viele Menschen den 

Prozeß beobachten und auch öffentlich deut- 
lich machen, daß sie das Verfahren aufmerk- 
sam und kritisch verfolgen. 

Forum für Monika Haas, im März 1998 


Achtung! Für den 30. März hat Monika Haas 
eine Erklärung angekündigt. Fin guter Be- 
such und aufmerksame Beobachtung ist 
hilfreich! 
Die nächsten Prozeßtermine sind: 
Montag, 30. März, 10:15 Uhr 
Donnerstag, 9. April, 12:00 Uhr 
Montag, 20. April, 13.30 Uhr 
Donnerstag, 23. April, 10:15 Uhr 
Montag, 4. Mai, 13:00 Uhr 

jeweils im Gerichtsgebäude E, Saal II, 
ingang Konrad-Adenauer-Straße, Frank- ` 
furt am Main 


Berlin 


Teilnehmer der 
Arbeitslosendemo 
4 Wochen 
eingeknastet 


Sie sind der Rechtsheistand von Wolfgang 
Wurster, der seit dem 5. Februar in Moabit in 
Untersuchungshaft saß. Warum wurde er ver- 
haftet? 

Wolfgang Wurster wurde im Zusammen- 
hang mit der Demonstration der Arbeitslo- 
sen am 5. Februar verhaftet. Vor dem Rat- 
haus Schöncberg kam es an dem Tag zu Aus- 
einandersetzungen zwischen Demonstran- 
ten und der Polizei: In diesem Zusammen- 
hangsoll eine Gruppe von I cuten unter den 
TA „Diepgen, komm raus“, „Diepgen, 
wir holen dich!“ versucht haben, das Rat- 
haus Schöneberg zu stürmen. In dieser 
Gruppe soll sich auch mein Mandant be- 
funden haben. 

Das Gesetz sieht vor, daß zwei Wochen 
nach dem Antrag auf mündliche Haftprü- 
fung diese durchzuftihre n ist. Doch in die- 
sem i Fall wurde die gesetzlich vorgesehene 
Frist um sage und schreibe zwei Wochen 
überzogen. Der Hintergrund für diese Ver- 
zögerung ist mir nicht ersichtlich. Es liegt 
offensichtlich kein Verschulden des Gerich- 
tes vor. Das Gericht hat tatsächlich die Ak- 
te erst vor wenigen "lagen erhalten. Das 
heißt, die Verzöger rungliegt allein in der Ver- 
antwortung der Sinaiamnaltsch aft. Mein 
Mandat ist am Freitag vor einer Woche aus 
der Haft entlassen worden. 


Was hat Ihr Mandant jetzt zu erwarten? 

Erst einmal ist zu erwarten, daß es in eini- 
gen Monaten zu einer Hauptverhandlung 
gegen meinen Mandanten kommt. Was da- 
bei herauskommen wird, ist zum gegenwär- 
tigen Zeitpunkt noch nicht abschließend zu 
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sagen. Der Vorwurf, der gegen ihn erhoben 
wird, umfaßt verschiedene Straftatbestän- 
de: Widerstand, Landfriedensbruch, Ver- 
such einer gemeinschaftlichen Körperver- 
letzung und Vermummung plus Beleidi- 
sung. Alles Straftaten, die gesetzlich als 
nicht besonders gravierend anzusehen sind. 
Ich gehe nicht ie ‚on aus, daß mein Man- 
dant eine Verurteilung zu erwarten hat, die 
eine Freiheitsstrafe nach sich ziehen wird, 
jedenfalls keine Freiheitsstrafe, dienicht zur 
Bewährung ausgesetzt werden wird. Ich hal- 
te auch verschiedene Anklagepunkte nach 
bisheriger Aktenlage für nicht nachgewie- 
sen. Bei verschiedenen Anklagepunkten ist 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein dringen- 
der Iatverdacht zu verneinen. 


Wie bewerten Sie die Anklage gegen einen 
Teilnehmer der Demonstration der Erwerbs- 
losen? 
Ich denke, daß das auf jeden Fall in einem 
politischen Zusammenhang zu sehen ist. 
Der Tatvorwurf war zu keinem Z eitpunkt so 
gravierend, daß ein Haftbefehl zu rechtfer- 
tigen gewesen ist. Es ist schon erstaunlich, 
daß mein Mandant sich hierfür immerhin 
insgesamt vier Wochen in U-Haft befunden 
hat. Da drängt sich natürlich die Vermutung 
auf, daß | hiermit auch von seiten der Staats- 
anwaltschaft ganz deutlich politische Zei- 
chen gesetzt werden sollten, die gegen die 
Arbeitslosenbewegung insgesamt gerichtet 
waren. Auch das Verhalten der Staatsan- 
waltschaft beim Haftprüfungstermin deu- 
tet für mich darauf hin. Sie hat bis zuletzt 
an ihrem Antrag auf Verlängerung der Haft 
festgehalten. Sie hat gegen den Haftver- 
schonungsbeschluß B des Amtsgerichts Ber- 
lin-Tiergarten Beschwerde beim Landge- 
richt eingelegt. Es wird mit allen rechtlichen 
Mitteln versucht, meinen Mandanten wie- 
der in Haft zu bringen. Ein derartiger Ver- 
folgungseifer ist für mich nicht mit der Tat 
als solcher, sondern nur mit der politischen 
Prämisse zu erklären. 

Interview: Karin Kulka. 

Quelle: jungeWelt, 16.3. 


Nürnberg 


Nachtrag zum 


Benezif im KOMM 


Zuerst die gute Nachricht: Nach einer vor- 
läufigen Bilanz blieb immerhin ein Gewinn 
von 5.500 DM für die politischen Gefange- 
nen. Die Gelder gingen an Mumia Abu-Ja- 
mal (2.000 DM), de Gefangenen aus der 
RAF (1.000 DM), die gefangenen französi- 
schen GenossInnen von Action Directe 
(500 DM), die Companeras und Compa- 
neros der MRIA in den peruanischen Knä- 
sten (1.000 DM), die türkischen und kurdi- 
schen Gefangenen (>00 DM) und an die 
palästinensiscl he Kämpferin Souha Behara 
(500 DM), die ohne Urteil seit 1988 in ei- 
nem südlibanesischen Knast in Isolations- 
haft festgehalten wird, weil sie 1988 auf den 
Chef der von Israel unterstützten Südliba- 
nesischen Armee geschossen hat. 

Die schlechte Nachricht: Wie zu erwarten, 
versucht der Staatsschutz, die - auch inner- 
halb der Linken - umstrittenen Ereignisse 
am Samstag abend zu nutzen, um die poli- 
tische Szene zu verunsichern. So wurden an 
verschiedene Menschen Vorladungen als 
„ZeugiInnen“ vom K 14 verschickt (ein ge- 
nauer Überblick fehlt uns bisher). Nattirlich 
sollten solche B.vorladungen ignoriert wer- 
den, was hoffentlich auch geschieht. Für ei- 
ne genauere Kinschätzung und die Koordi- 
nation eines gemeinsamen Vorgehens soll- 
ten Menschen, die einen solchen Schrieb er- 
halten haben, sich aber unbedingt an die 
Rote Hilfe in Nürnberg wenden (auch wenn 
sie nicht in Nürnberg wohnen). 

Anna und Arthur halten’s Maul! 

Zu den Ereignissen um das Benefizwochenende im 
KOMM gibt es auch einen umfassenden Presse- 
spiegel, der beim Infobüro für 2 DM + Porto zu 
bekommen ist. - Aus: Lucha continua März 98, In- 
fobüro zur Situation der politischen Gefangenen 
international; das Infobüro hat eine neue Telefon- 
nummer: (09 11) 272 66 30 


Stück sewähreri wir 30% Räbatt. Bestellüngeri gegen 
e „Ohrwürmer“, c/o Infoladen, Mörikestr. 69, 70199 Stuttg; 


Niedersachsen 


Jotalverweigerer soll 
16 Monate 
ins Gefängnis 


Das Oberlandesgericht Celle hat im Januar 
die Revision eines Urteils abgelehnt, mit 
dem der 'Lotalverweigerer Sebale 16 Mo- 
nate ins Gefängnis geschic kt wird. Der Spre- 
cher der 'lotalen Kriegsdienstverweigerer- 
Initiative Branschweig, Detlev Beniner sag- 
te dazu: „Seit 1991 hat es kein vergleichba- 
res Urteil gegeben. Selbst in der ersten Hälf- 
te der achtziger Jahre, als im Zusammen- 
hang mit dem Widerstand gegen den NA- 
TO-Nachrüstungsbeschluß die Urteile sehr 
strikt waren, wäre es schr hoch gewesen, 
1982 wurden in Nürnberg - wie überall in 
Bayern Politsachen traditionell schärter ge- 
ahndet werden - einmal 16 Monate ver- 
hängt, dann 1985 einmal ein Jahr und sechs 
Monate.“ 

Matthias Sebode, der im vorigen Jahr be- 
reits fünf Monate wegen „Fahnenflucht“ im 
Gefängnis war, hatte in seiner Prozeßer- 
klärung seine "Iotalverweigerung ausführ- 
lich begründet und die Abschaffung des 
Asylrechts, die Kriminalisierung der Kurden 
durch den $129a, die deutsche Abschiebe- 
praxis kritisiert, außerdem die rechtsextre- 
men Vorkommnisse in der Bundeswehr. Als 
Beleg für die „imperialistische Großmacht- 
politik“ der BRD hatte er die Verteidi- 
en Richtlinien der Bundes- 
wehr angeführt, die u.a. Iruppeneinsätze 
zur Sicherung der Rohstoffwege vorsehen. 
Der Richter der Kleinen Strafkammer des 
Landgerichts Göttingen begründete das 
Strafmaß unverhohlen damit, daß es für die 
deutsche Bevölkerung „unerträglich“ sei, 
„wenn sie in ihrer Gesamtheit erführe, daß 
dieser Angeklagte für sein beleidigendes 
und verleumderisches Verhalten auch noch 
dadurch begünstigt würde, daß deutsche 
Gerichte die Verbüßung einer gut fünfmo- 
natıgen Untersuchungshaft für ausreichend 
halten würden“. 

Matthias hat sich mit einem Gnadenge- 
such an die Staatsanwaltschaft Göttingen 
sowie einer Petition an den Landtagspräsi- 
denten des nds. Landtages gewandt. 


(Quelle: jungeWelt, 10.3. -Red.) 
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Lübeck und anderswo 


Faschistenaufmärsche, 
Staatsschutz und Gegenwehr 


Es scheint immer üblicher zu werden, daß 
Nazis ihre Aufmärsche geschützt von der 
Polizei durchsetzen können. Nach der De- 
monstration gegen die Wehrmachtsaus- 
stellung in Dresden Mitte Januar, dem 
NPD-Kongreß in Passau Anfang Februar 
und zahlreichen kleineren Kundgebungen 
marschierten die Faschos am Samstag in 
Lübeck, im mecklenburgischen Neustrelitz 
und im thüringischen Saalfeld. 

Der Aufmarsch in Lübeck war eine Wahl- 
kampfveranstaltung des „Bündnis Rechts 
für Lübeck“, denn am kommenden Sonn- 
tag finden in Schleswig-Holstein Komm 

unalwahlen statt. Das „Bündnis Rechts“ 
kandidiert als einzige Partei rechts von der 
CDU und ist ein in der BRD bisher einma- 
liger Zusammenschluß zahlreicher Rechts- 
parteien mit Personen aus dem neofaschi- 
stischen Spektrum. 

Bereits Ende Januar hatte das Bündnis 
Rechts versucht, im Lübecker Stadtteil 
Moisling einen Aufmarsch durchzuführen. 
Da einige Antifas damals aber brennende 
Barrikaden auf der Marschstrecke errichte- 
ten, verbot der SPD-Bürgermeister Bouteil- 
ler die Nazidemo und schickte die Faschos 
zurück in ihre Busse, da er die innere Si- 
cherheit und Ordnung gefährdet sah. 

Vor drei "lagen konnte der Aufmarsch 
nicht verlinden werden. 1.000 Beamte, ei- 
ne Hundestaffel, zwei Wasserwerfer und ein 
Räumpanzer sicherten des Faschos den 
Weg durch den Lübecker Stadtteil St. Lo- 
renz-Nord. Etwa 600 Antifas versuchten mit 
allen möglichen Mitteln, die Demonstrati- 
on irgendwie zu verhindern, aber die Polizei 
kesselte und nahm alle in Gewahrsam, die 


auch nur ein bißchen nach Gegendemon- 
strant aussahen. Ungefähr 400 Menschen 
wurden während der Faschodemo in Ge- 
fangenentransportern zum Behördenhoch- 
haus gebracht und dort in Garagen und 
Containern eingesperrt. 

Die 250 Nazis mit den Hamburger Anti- 
Antifa-Kadern Christian Worch und Tho- 
mas Wulff an der Spitze konnten so relativ 
unbehelligt durch den Lübecker Stadtteil 
ziehen. Es gelang lediglich, den Aufzug et- 
was zu verzögern und ihn durch kleinere 
Barrikaden und Blockaden immer wieder 
zum Stocken zu bringen. Aber der Räum- 
panzer und die Wasserwerfer an der Spitze 
des Aufmarsches machten den Weg für die 
Nazis zügig frei. Am Kundgebungsplatz der 
Faschos griff die Polizei die Antifas dann 
noch mal richtig an. Mit Wasserwerfern, 
Hunden und Knüppeln wurden die De- 
monstranten und Demonstrantinnen in die 
Seitenstraßen gedrängt und immer wieder 
einzelne herausgegriffen. 

Die nächste Faschodemo in Schleswig- 
Holstein ist schon angemeldet. Am Sams- 
tag, den 28. März, wollen die Nazis um 10 
Uhr in Bad Segeberg marschieren. 

In Saalfeld waren die Dimensionen ein 
wenig größer. Fast 5.000 Antifas versam- 
melten sich in derthüringischen Kleinstadt, 
um gegen ein geplantes nationales Jugend- 
zentrum zu demonstrieren und die Repres- 
sion gegen die erste Antifademo in Saalfeld 
anzuprangern. Im Oktober des vergangenen 
Jahres hatte ein breites Bündnis schon ein- 
mal den Versuch gestartet, eine Antifademo 
in Saalfeld durchzuführen. Die Demo wur- 
de verboten, nachdem die Nazis eine Ge- 
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sendemonstration angemeldet hatten und 
die örtlichen Medien die Angst vor Krawal- 
len durch linke Chaoten schürten. Rund 
7.000 Beamte hatten damals Saalfeld abge- 
riegelt, zahlreiche Anreisende in Unterbin- 
dungsgewahrsam genommen und im still- 
gelegten Knast Unterwellenborn schika- 
niert. 


Diesmal gab es keine Verbote. Auch 150 
Nazis konnten eine Demonstration durch- 
führen. Aber auch am Samstag behinderte 
die Polizei die Anreise der Antifas. 12 Bus- 
se, vor allem aus Berlin und Leipzig, wurden 
von der Polizei angehalten und sollten 
zurückgeschickt werden. Dabei kam es zu 
Auseinandersetzungen. Letztlich wurden 
wieder 150 Demonstranten und Demon- 
strantinnen in den Knast nach Unterwel- 
lenborn gebracht und zahlreiche Platzver- 
weise verteilt. Als Begründung gab die Poli- 
zei an, sie hätte gewaltbereite Demonstran- 
ten nicht nach Saalfeld reisen lassen wollen 
und hätte somit denjenigen Platzverweise 
erteilt, die als gewaltbereit bekannt seien. 

Die dritte Demonstration am Wochen- 
ende fand in Mecklenburg-Vorpommern 
statt. Bereits Finde Februar hatte die dorti- 
se NPD eine Demonstration unter dem 
Motto „Arbeitsplätze nur für Deutsche“ an- 
gemeldet, die aber verboten worden war. An 
diesem Samstag konnte die Demonstration 
der Nazis in Neustrelitz jedoch stattfinden. 
Wie in Lübeck fand auch in Mecklenburg 
eine Gegendemonstration statt - die blieb 
aber im großen und ganzen von der Staats- 
macht unbehelligt. 

Die Demonstration in Neustrelitz zeigt, 
daß die Nazis wieder versuchen, die soziale 
Frage mit ihren politischen Inhalten zu fül- 
len. So gab es an den Aktionstagen der Er- 
werbslosen vor allem in ostdeutschen Städ- 
ten kleinere Propagandaaktionen. Am 21. 
März sind im südostsächsischen Zittau und 
im baden-württembergischen Ludwigsha- 
fen erneut Kundgebungen unter dem Mot- 
to „Arbeitsplätze nur für Deutsche“ ge- 
plant. 

(Radio FSK, Hamburg) 
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Informationsstelle Kurdistan: Einstellung der Verfahren und Rückgabe aller Sachen 


Erklärung zu den | 129a-Verfahren 


gegen InternationalistInnen aus der 
Kurdistan-Solidarität 


Die „Informationsstelle Kurdistan“ in Köln 
hat eine Erklärung zu den $129a-Verfahren 
veröffentlicht, in deren Zusammenhang kürz- 
lich auch die Räume der Informationsstelle 
durchsucht worden waren (wir berichteten). 
Darin fordert die Informationsstelle die Ein- 
stellung der Verfahren und die Rückgabe al- 
ler beschlagnahmten Materialien, die der Un- 
terrichtungder deutschen Öffentlichkeit über 
„die Realität des um seine Freiheit kämpfen- 
den kurdischen Volkes“ dienen sollten, weist 
den Vorwurfder BAW, die Beschuldigten hät- 
ten gewaltsame Aktionen in der BRD vorbe- 
reitet, zurück und appelliert an „die Linke in 
Deutschland“, „sich an die Seite des kurdi- 
schen Befreiungskampfes zu stellen“. Hier die 
Erklärung, 


m 5. Februar 1998 wurden zwei Woh- 

nungen in Hamburg und eine Woh- 

yung in Köln sowie die Bürogemein- 
schaft des Rechtshilfevereins AZADI und 
der Informationsstelle Kurdistan durch- 
sucht. Grund der Razzien ist ein Ermitt- 
lungsverfahren gegen zwei Internationali- 
stInnen, die in den Strukturen der Kurdi- 
stan Solidarität organisiert sind und arbei- 
ten. Nach einem längeren Aufenthalt in 
Kurdistan sind beide erst vor wenigen Wo- 


| Dunkles N München. 


Staatsschutz- a 


chen in die Bundesrepublik Deutschland 
zurückgekehrt. In den Durchsuchungsbe- 
schlüssen der Bundesanwaltschaft (BÄW ) 
heißt es, daß es nach ihren Ermittlungen ci- 
ne Gruppe gäbe, „die sich als Nachfolgeor- 
sanisation der RAF“ verstehe. Die Be: 
schuldigten und andere“ würden sich an ei- 
ner, Jenoa Vereinigung beteiligen, 
deren Strategie sich am Vorbild der PKK ori- 
entiert“. In den Wohnungen wurden per- 
sönliche Sachen wie Computer Software, 
Fotomaterial und Aufzeichnungen beschla- 
enahmt. Die beiden InternationalistInnen 
wurden vorübergehend zur erkennungs- 
dienstlichen Behandlung (d.h. Fotoaufnah- 
men und Fingerabdrücke nehmen) auf den 
örtlichen P olizeipräsidien i in Hamburg und 
Köln festgehalten 


Krieg in Kurdistan und die 
Bedeutung des kurdischen 
Befreiungskampfes 


In Kurdistan wird mit aktiver Unterstützung 
der Bundesregierung und des Nord-atlanti- 
schen Bündnisses NATO ein Spezialkrieg 
gegen die Bevölkerung geführt. Aktuell kön- 
nen wir sehen, wie die US-amerikanische 
Kriegstreiberei gegen den Irak von der Tür- 


I. Deuschland. sei er als een 


t enen PKK a w 
> Schriftsteller, se a ; fü 


. r wW bemüht t gewesen, den s 


rdend.“ 


kei auf ihre Weise zu neuen Interventionen 
auf südkurdischem Gebiet genutzt wird. 
Bundeskanzler Kohl hat auf der letzten 
Wehrkundetagung in München für einen 


geplanten US-amerikanischen Militär- 
schlag bundesdeutsche Flughäfen und 


Stützpunkte zur Verfügung gestellt. Die mi- 
litärisch-polizeilich-g geheimdienstliche Zu- 
sammenarbeit zwischen den entsprechen- 
den Stellen der BRD und der Türkei ist viel- 
fach dokumentiert. So werden z.B. kurdi- 
sche Flüchtlinge, die aus der BRD in die 
Türkei abgeschoben werden, häufig auf- 
grund von Informationen deutscher Behör- 
den in der Türkei festgenommen, inhaftiert, 
gefoltert und verurteilt. Die Bundesregie- 
rung verfolgt den legitimen kurdischen Wi- 
derstand und alle, die mit ihm sympathi- 
sieren, auch in Deutschland. Mit Hilfe des 
„P KK-Verbots“ soll die politische Arbeit der 
kurdischen Befreiungsbewegung im Exil 
unterbunden werden. Die PKK soll politisch 
sefügig gemacht und damit ihre Schärfe ge- 
nommen werden. Die Entscheidung des 
Bundesgerichtshofes (vom 19. November 
1997), daß freiwillige Spenden zur Unter- 
stützung des Befreiungskampfes strafrecht- 
lich verfolgt werden, macht eine weitere Di- 
mension dieses Verbotes deutlich. 
Kurdistan liegt im Fadenkreuz internatio- 
naler politischer, militärischer und wirt- 
schaftlicher Interessen. Vor allem die tür- 
kisch besetzten Gebiete werden von den 
westlichen Staaten als „Brückenkopf“ zum 
Nahen und Mittleren Osten und den öl-und 


rohstoffreichen GUS-Staaten gesehen. Der 


kurdische Befreiungskampf stellt für diese 
Interessen ein konkretes, unberechenbares 
Hindernis dar. Schon Anfang der 30er Jah- 
re wurden in Südkurdistan kurdische Auf- 
stände von der britischen Luftwaffe nieder- 
sebombt. Die Zerstörung der kurdischen 
Gebiete, Kultur und Geseilschaft hält seit 
dem Vertrag von Lausanne (1923) bis heu- 
te unvermindert an. Allein 1997 führte die 
türkische Arınee in der „UN-Sicherheitszo- 
ne“ unter den Augen des US-amerikani- 
schen undbritischen Militärs (Military Cor- 
poration Center, MCC) drei große Offensi- 
ven in Südkurdistan durch. 

Die heutige Bedeutung des kurdischen 
Befreiungskampfes geht über die Gefähr- 
dungder wirtschaftlichen und militärischen 
Interessen der imperialistischen Staaten in 
der Region hinaus. Ein Erfolg dieses Kamp- 
fes mit seinen politisch- sesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Pe erspektiv en, die die 
Arbeiterpartei Kurdistans, PKK, seit ihrem 
Bestehen erkämpft hat, hätte direkte Aus- 
wirkungen auf die Situation des gesamten 
Mittleren Ostens und damit eine interna- 
tionale Dimension. In Zeiten, in denen die 
Vorstellung, einen entschlossenen Kampf 
für den Sozialismus führen zu können, eine 
schwere Niederlage erlitten hat, stellt die 
PKK mit ihrer lebendigen sozialistischen 
Perspektive für das imperialistische Lager 
eine Gefahr dar. Der Aufbruch der feudalen 
Herrschaftsstrukturen, vor allem die eman- 
zipatorischen Schritte in dem weltweit am 


tiefsten verwurzelten Unterdrückungsver- 
hältnis des Mannes gegenüber der Frau, Re- 
spekt gegenüber der menschlichen Ent- 
wicklung und der Umwelt tragen eine 
emanzipatorische Kraft in sich, deren Aus- 
strahlung schon heute neben Europa u.a. 
die EZLN in Mexiko, Südafrika und den 
l'ernen Osten erreicht hat. Daher resultiert 
die harte Haltung der imperialistischen 
Kräfte unter US-amerikanischer Führung, 
die sich auch in der anhaltenden pol itischen 
und militärischen Unterstützung des türki- 
schen Regimes dokumentiert. 


Hoch die internationale 
Solidarität! 


Die Verfolgung der zwei InternationalistIn- 
nen verstehen wir als Teil der bundesdeut- 
schen Kriegsbeteiligung. Das neu eingelei- 
tete Eirmittlungsverfahren nach $ 129a ist in 
diesem Kontext ein Angriff auf aktive und 
praktische Solidarität mit dem Kampf des 
kurdischen Volkes um Unabhängigkeit und 
Selbstbestimmung. Ein Teil der bundes- 
deutschen Solidaritätsbewegung soll von 
den Befreiungskräften in Kurdistan ge- 
trennt, soll gesellschaftlich und politisch in 


oO 
der Bundesrepublik Deutschland isoliert 
werden. 

„Leilen und herrschen“ ist ein uraltes Prin- 
zip der Herrschaftssicherung und heute für 
die Bundesregierung und ihre Strafverfol- 
gungsbehörden ein wichtiges Mittel, um ih- 
re Beteiligung an dem sc hmutzigen Kriegi in 
Kurdistan zu verschleiern. Diese P olitik 
richtet sich gegen kurdische Kräfte in der 
Bundesrepublik Deutschland ebenso wie 
gegen diejenigen Deutschen, die sich ein- 
deutig auf die Seite der kurdischen Befrei- 
ungskräfte stellen. Diese beiden Internatio- 
nalistInnen gaben der internationalen Soli- 
darität praktischen Ausdruck, indem sie sich 
entschieden, die kurdische Befreiungsbe- 
wegung direkt kennenzulernen und zu un- 
terstützen. Sie haben dazu beigetragen, ci- 
ne Brücke der Solidarität und Verständi- 
sung zum kurdischen Volk und der kurdi- 
schen Befreiungsbewegungzu bauen. Dafür 
brachten sie Fotomaterial, das die Realität 
des Krieges dokumentierte, das alltägliche 

Leben in den Bergen und den Ausbildung- 
scamps, in den I Tüc htlingslagern und Dör- 
fern. Sie machten Aufzeichnungen über das 
Leben dort, Interviews mit kurdischen Ge- 
nossinnen und Genossen und der Bevölke- 
rung, es gab Notizen von Gesprächen mit 
ehemaligen politischen Gefangenen, die 
7.1.18 Jahre in türkischen Gefängnissen ein- 
gesperrt waren, oder auch mit solchen, die 
schon in der BRD inhaftiert waren. Dieses 
Material dokumentiert das Leben von Men- 
schen auf der Flucht, aber auch im Kampf. 
Es berichtet über die Errungenschaften des 
Befreiungskampfes, aber auch über die vie- 
len Probleme und darüber, wie die Befrei- 
ungsbewegung versucht, diese Probleme 
auch unter den Bedingungen des Krieges zu 
lösen. Das gesamte bei den Durchsuchun- 
gen beschlagnahmte Material sollte in Arti- 


keln und bei Veranstaltungen die Realität 
des um seine Freiheit kämpfenden kurdi- 
schen Volkes vermitteln und dadurch ein 
Gegengewicht zu der meist oberflächlich 
verfälschenden und von türkischer Propa- 
ganda beeinflußten bundesdeutschen Ta- 
gespresse herstellen. 


Weg mit dem $129a - für 
eine starke internationalistische 
Bewegung 
Mit dem Ermittlun gsparagrafen 129a wird 
nun das Leben der zwei InternationalistIn- 
nen dertotalen Überwac hung unterworfen. 
Alle ihre Bewegungen mit moder Men- 
schen werden kontrolliert. Sie sollen in eine 
„terroristische“ Ecke gedrängt und isoliert 
werden. Mit der Durchsuchungsbegrün- 
dung transportiert die Bundesanwaltschaft 
das staatseigene militaristische Denken auf 
andere. Nach diesem Denken kann eine 
Auseinandersetzung mit dem Kampf und 
den Zielen der PKK nur bedeuten, „sich 
Einheiten der PKK anzuschließen und eine 
militärische Ausbildung zu absolvieren“. 
Und weiter heißt es in dem Durchsu- 
chungsbeschluß: „(...) die Gruppe beab- 
sichtigt, in den Lagern der PKK praktische 
[Erfahrungen zu sammeln und sodann mit 
Gewalt die politischen und gesellschaftli- 
chen Strukturen in Deutschland zu verän- 

dern.“ 

Assata Shakur, Aktivistin der früheren 
Black Panther Party, sagte einmal: „Eine der 
härtesten Lektionen, die wir zu lernen hat- 
ten, war, daß revolutionärer Kampf cher wis- 
senschaftlich als emotional ist (...) Ent- 
scheidungen (...) müssen sich begründen 
auf den objektiven Bedingungen und da- 
nach richten, was rational und notwendig 
zu tun ist.“ Der kurdische Befreiungskampf 
trägt tatsächlich eine ganz andere Dimen- 
sion in sich, als irgendeine Waffe bedienen 
zu können. 

Die Bundesanwaltschaft begründet wei- 
terhin das Ermittlungsverfahren mit der we- 
gen angeblicher Beteiligung am Spreng- 
stoffanschlag der RAF auf den Knast Wei- 
terstadt (1 992) g sesuchten Andrea Wolf, die 
um sich „eine ter rroristische Vereinigung ge- 
bildet“ habe, die „sich als Nachfolgeorgani- 
sation der RAF“ (Zitat Durchsuchungsbe- 
schluß) verstehe. Aus einem Fernsehinter- 
view vom April 1997, das der kurdische Fern- 
sehsender MED-TV im Frühsommer 1997 
ausstrahlte, geht hervor, daß Andrea Wolf 
sich bei der kurdischen Guerilla aufhält. In 
der interim vom 21. August 1997 schreibt 
Andrea in einem Brief: „(...) von der PKK 
zu lernen heißt für mich, von Menschen zu 
lernen, die einen anderen kulturellen, hi- 
storischen, aber auch ökonomischen Hin- 
tergrund haben, und die in den letzten zehn 
Jahren sehr viele Fortschritte in ihrem 
Kampf erzielt haben (...) ich werde meine 
Verantwortung nach besten Kräften wahr- 
nehmen, das, was ich in Kurdistan mit ei- 
genen Augen sehe, erlebe und lerne, den 
Menschen zu Hause mitzuteilen und ein- 


9 


fließen zu lassen in unseren Kampf um ei- 
ne gerechte und menschenwürdige Zu- 
kunft.“ 

Die aa der beiden Interna- 
tionalistInnen als „! Mitglieder einer terrori- 
stischen Vereinigung“ ist gleichzeitig ein 
Angriff auf die Struktur der Kurdistan-Soli- 
darität in der Bundesrepublik Deutschland, 
die sich in der Informationsstelle Kurdistan 
organisiert hat. Diese ist solidarisch mit der 
kurdischen Befreiungsbewegung, die von 

der Arbeiterpartei Kurdistans PKK seführt 
wird. Bewußt stellt sich die Kurdistan Soli- 
darität an die Seite des um Befreiung und 
Selbstbestimmung kämpfenden kurdi- 
schen Volkes. Sie will sich auch der Verant- 
wortung als Teil der Linken in der Bundes- 
republik Deutschland stellen und ist 
bemüht, Widerstand gegen die deutsche 
Kriegsbeteiligung in Kurdistan, segen die 
Verfolgung und Unterdrückung zu ent- 
wickeln, ohne die Verhältnisse im eigenen 

Land aus den Augen zu verlieren. Denn das 

ist die beste und konkr eteste Solidarität, die 
hier in der Bundesrepublik Deutschland ge- 
leistet werden kann: „(...) im Grunde geht 
es darum zu kämpfen. Wir in Guinea kämp- 
fen mit der Waffe in der Hand; ist sollt auch 
kämpfen, ich sage nicht mit Waffen, ich sa- 
ge nicht auf welche Art, denn das ist eure 
Angelegenheit; aber es ist notwendig, Mit- 
tel und Wege zu finden. Das wird die beste 
Solidarität sein, die ihr leisten könnt.“ 
(Amilcar Cabral aus Guinea Bissao in den 
70er Jahren an die europäischen fortschritt- 
lichen Kräfte gerichtet) 
e Wir fordern die sofortige Einstellung der 
$129a-Ermittlungsverfahren gegen die bei- 
den InternationalistInnen und die sofortige 
Rückgabe aller beschlagnahmten Materialien. 
e Wir fordern die Einstellung des Ermitt- 
lungsverfahrens gegen Andrea Wolf. 


e Die Linke in Deutschland fordern wir auf, 
sich an die Seite des kurdischen Befreiungs- 
kampfes zu stellen. 

° Schluß mit der deutschen Kriegsbeteiligung 
in Kurdistan! 

> Aufhebung der Verbote von PKK und 
ERNK in Deutschland!“ 
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Presseerklärung von pwi vom 12.3. 


pwi beobachtet 


Prozeß gegen 
Eva Juhnke in Van 


55] line elfköplige Delega- 
tion wird in der näch- 
sten Woche (vor dem 
18.3. - Red.) n die Tür- 
kei und in die kurdische 
Stadt Van fliegen, um 
dort am 19.3 ‚1998 den 
| Prozeß gegen die wegen 
angeblicher Mitglied- 
schaft in der PKK angcklagte Eva Jabuke aus 
Hamburg zu beobachten. Z u der Delegati- 
on gehören neben Angehörigen von Eva 
Juhnke u.a. auch ein Seelsorger und Vertre- 
terinnen von prison watch international aus 
Hamburg und Göttingen, unter ihnen die 
Vorsitzende Heidi Lippmann-Kasten. 

Eva Juhnke, die seit fünf Jahren in Kurdi- 
stan lebte und sich für die Interessen des kur- 
dischen Volkes einsetzte, wurde Ende Okto- 
ber an der türkisch-irakischen Grenze in der 

Nähe von Hakkari von türkischen Spezial- 
en verhaftet. Nachdem sie zwei Wo- 
chen lang in Divarbakir in Polizeihaft vom 
Geheimdienst unter Drohungen und men- 
schenunwürdigen Zuständen verhört wurde, 
erfolgte die Verlegung in das Gefängnis von 
Mus und die Anklageerhebung vor dem 
Staatssicherheitsgericht (DGM) in Van. 
Seitdem fanden mehrere als Haftprüfungs- 
termine definierte Prozeßtermine statt. 
Nächster und vermutlich letzter Verhand- 
lungstermin soll der 19. März 1998 sein. Im 
Fall einer Verurteilung droht Eva Juhnke ei- 
ne langjährige Haftstrafe. 

Prison watch international setzt sich ein 
für politische Gefangene weltweit und be- 
obachtet und begleitet seit seiner Gründung 
insbesondere die Situation der Gefangenen 
und ihrer Angehörigen i in der Türkei, in Kur- 
distan und im Iran. Für Eva Juhnke hat pwi 
auf Wunsch 
der Angehöri- 
| gen eine Paten- 
schaft über- 
nommen und 
führt Ge- 
spräche mit 
| staatlichen 
Stellen 
Menschen- 
rechtsorganisa- 
| tionen. Pwi for- 
dert die Freilas- 
| sung von Eva 
Juhnke ebenso 
wie die Freilas- 
sung aller poli- 
tischen Gefan- 
genen in der 
a| Türkei und in 
&] Kurdistan. 


und 


Manisa, Türkei 


Zehn Polizisten 
für unschuldig 
befunden 


Gestern, den 11. März 1998, fand im „Ge- 
richt für Schwere Strafsachen“ in Manisa die 
Hauptverhandlung gegen 10 Polizisten, die 
der Folter an Jugendlichen angeklagt. wur- 
den, statt. 

Am 25. Dezember 1995 wurden 16 Ju- 
sendliche festgenommen, 14 davon wurden 
12 Tage lang in der Anti-Lerror-Abteilung ge- 
foltert. Dies konnte durch ärztliche Atteste 
nachgewiesen werden. Am 16. November 
1997 wurden 10 der jugendlichen Untersu- 
chungshäftlinge zu hohen Gefängnisstrafen 
verurteilt. Die Anklage gegen Emra Sait 
Erda, Levent Kilic, Faruk Deniz, Ali Göktas, 
Jale Kurt, Özgür 7 eybek, Sema Tasar Müni- 
re Apay din und Ayse Mine Balkanli lautete 
auf: 

* Werfen eines Molotovcocktails in einen 
Friscurladen - (der Besitzer des Ladens, so- 
wie auch die Feuerwehrmänner sagten aus, 
daß die Brandursache ein Gasherd war); 

* Beschmieren von Wänden - (das Gericht 
lehnte ab zu untersuchen, ob die Wandbe- 
schriftungen tatsächlich von den Angeklag- 
ten stammen); 

* Flugblätter verteilen - (hierfür konnte die 
Staatsanwaltschaft keinen einzigen Zeugen 
linden ) 

* Bildung einer bewaffneten Bande - (bei 
keinem der; Angeklagten wurde ein Waffe ge- 
Funden) 

* Mitgliedschaft in der DHKC - (auch wie- 
der kein einziger Beweis) 

Aufgrund der Aussagen der Gymnasia- 
stInnen, gefoltert worden zu sein, klagte die 
Staatsanw altschaft von Manisa 10 P hlizisten 
wegen „Foltern, um Geständnisse zu cer- 
zwingen“, an. 

Am gestrigen Tag wurden in einer Haupt- 
verhandlung, die angeklagten Polizisten für 
unschuldig befunden. Bei Verlassen des Ge- 
richtssaal bemerkte ein Polizist lächelnd: 
„Wir haben Vaterlandsverräter gestellt, 
natürlich sind wir unschuldig“ 

kin Großteil der Jugendlichen befindet 
sich dagegen immer noch im Gefängnis, ei- 
nige von ihnen leiden - nach Angaben von 
Ärzten - seit vergangenem Jahr an Tuberku- 
lose. Wir ersuchen den Europäischen Ge- 
richtshof für Menschenrechte ein weiteres 
Mal, die Türkische Regierung zu mahnen 
und der Sache nachzugehen. 

Zugleich richten wir einen Aufruf an die 
internationale demokratische Offentlich- 
keit, gegen das erschreckende Urteil zu pro- 
testieren und es für ungültig zu erklären. 
Justizminister - Oltan Sungurlu 
Fax: 0090-312-417 39 54 
Staatspräsident - Süleyman Demirel 
Fax: 0090-312-427 13 30 


Türkische Botschaft (Bonn) 
Fax: 0228-34 18 14 


Press Agency Ozgurluk 


Istanbul 


Kurtulus- Mitarbei- 
terInnen inhaftiert 


7 der 22 Personen, die bei der brutalen Stür- 
mung der Kurtulus-Redaktion in Istanbul 
vom 17.2.98 festgenommen wurden, sind am 
23.2.nach 6 lagen der Folter bei der sog. „An- 
ti-lerror-Abteilung“ der Istanbuler Polizei in 
Haft genommen und in das Umraniye-Ge- 
kängnis verschleppt worden. Fin Teil der wei- 
terhin Inhaftierten ist in einem schlechten 
gesundheitlichen Zustand. Nachdem Mitar- 
beiter der Wochenzeitung Kurtulus (Befrei- 
ung) seit Wochen verstärkten Angriffen aus- 
gesetzt waren (u.a. wurde ein Mitarbeiter am 
25.1. von der Polizei in Adana getötet), um- 
stellten anläßlich einer Kundgebung vordem 
Sitz von Kurtulus Dutzende von Polizisten 
das Zeitungsgebäude und stürmten es, wo- 
bei acht Redaktionsmitglieder so schwer ver- 
letzt wurden, daß sie ins Krankenhaus ein- 
geliefert wurden. Auch andere Pressevertre- 
terInnen, die vor Ort waren, bekamen den 
Polizeiknüppel zu spüren. Zunächst waren 
rund 400 Menschen vorläufig festgenom- 
men, die meisten noch am selben Tag wie- 
der freigelassen worden, bis auf 22 Mitglie- 
der der Redaktion. 

Eine Anklage wegen „Mitgliedschaft in cei- 
ner verbotenen Organisation“, die gegen 
zwei bzw. drei der Verhafteten eröffnet wer- 
den soll, kann für die Betroffenen bis zu 22,5 
Jahren Haft bedeuten. Während der Ver- 
handlung, die zur Inhaftierung der sieben 
GenossInnen führte, fanden Proteste vor 
dem Gerichtsgebäude in Istanbul statt, bei 
denen wiederum 15 Personen vorüberge- 
hend festgenommen wurden. Außerdem gab 
es weitere Protestaktionen in Mersin und 
Kayseri. In Kayseri wurde das dortige Par- 
teibüro der CHP (im Parlament vertretene 
sozialdemokratische Partei) besetzt. Bei der 
polizeilichen Räumung des Büros wurden 
fünf Personen verhaftet, darunter der offizi- 
elle Vertreter der Kurtulus in Kayseri. In Mer- 
sin wurden bei den Protesten vier Menschen 
einschließlich des dortigen Regionalvertre- 
ters der Kurtulus festgenommen. 

Das Komitee für internationale Solidarität 
(Kaiserslautern) fordert die kritische Öffent- 
lichkeit auf, sich mit den Protesten gegen die 
Verletzung der Meinungs- und Pressefreiheit 
zu solidarisieren und gegen die weitere In- 
haftierung und die Anklagen der 7 Beschul- 
digten zu protestieren. 

Protestfaxe an: Innenminister der 1 ürkei, 
Murat Basesgioglu, Fax: 0090-312-418 17 95 

Türkische Botschaft in der BRD, Fax: 
0228-341 814 
(Quelle: Presseinformationen des Komitees für in- 
ternationale Solidarität (Kl) und des Informations- 
zentrums für freie Völker e.V. Köln) 


Interview mit Isaac und Norma Velazco, 11.3.98 
nn er SE LE VEIGZEO, 11.3,70 


... dabei wäre 
Solidarıtät vonnöten 


Wir haben gehört, daß eine UNO-Delegati- 
on in die Knäste gegangen ist. Ist das richtig, 
und was hat die Kommission in den Gefäng- 
nissen gemacht? 

Usistrichtig, daß die peruanische Regierung 
einer UN-Delegation erlaubt hat, diverse 
peruanische Knäste zu besuchen. Aber die- 
se Kommission hatte so eine Art Termin- 
plan bekommen, der von der peruanischen 
Regierung gebilligt worden war. Die 
schlechte Situation der politischen Gefan- 
genen im allgemeinen oder zumindest in 
Kinzelfällen wurde nicht in Betracht gezo- 
gen. Ebensowenig, daß die von der UN-De- 
legation interviewten Gefangenen vorher 
von der peruanischen Regierung ausgewählt 
worden waren. Deshalb denken wir, daß die 
UN-Kommission die  Haftbedingungen 
nicht wirklich überprüft hat, etwa in bezug 
auf die Überwachung der Menschenrechte, 
die die Regierung Fujimori eigentlich wah- 
ren sollten. 

Wir haben einen Brief von dem Gefange- 
nen Yoni Romero erhalten, in dem deutlich 
wird, daß die UN-Kommission den Knast 
Yanamayo zwar besucht hat, aber dort nur 
Gefangene interviewt hat, die bereits für un- 
schuldig erklärt worden waren. Diese Ge- 
fangenen standen kurz vor ihrer Freilassung, 
und in ihren Fällen gab es keinen einzigen 
Hinweis, daß sie in irgendeiner Weise mit 
bewaffnet kämpfenden Organisationen in 
Verbindung gebracht werden könnten. Das 
ist die Situation. 


Wir haben auch gehört, daß eine Delegation 
des Internationalen Roten Kreuzes in die 
Knäste gehen konnte - was ist mit der Dele- 
gatıon passiert? 

Das Internationale Kreuz hatte bereits im 
letzten Jahr eine Presseerklärung herausge- 
geben, in der sie erklärten, daß sie von der 
peruanischen Regierung die Genehmigung 
erhalten hätten, ab dem 1. Dezember 1997 
die verschiedenen Knäste in Peru zu besu- 
chen. Aber die peruanische Regierung hat 
dem Internationalen Roten Kreuz nur den 
Zugang zu einigen Knästen gewährt hat, 
nicht zu allen. Im Fall von dem Knast in 
Yanamayo etwa gelang es dem Roten Kreuz 
nicht, einen Besuchstermin zu erhalten. 
Über diesen Vorfall aber hat das Rote Kreuz 
absolutes Stillschweigen bewahrt. Nach den 
Angriffen auf Gefangene Anfang März in 
Yanamayo durfte das Internationale Rote 
Kreuz schließlich doch in den Knast, aber 
sie haben kein einziges Wort darüber verlo- 
ren, was in Yanamayo passiert ist. Dort wur- 


den in der ersten Märzwoche, d.h. zwischen 
dem 1. und dem 8. März 1998, Gefangene 
aus der MRTA von Mitgliedern der DINOE 
brutal zusammengeschlagen. DINOE steht 
für die División Nacional de Operaciones 
Especiales del Ejercito, das ist eine natio- 
nale linheit der Armee für besondere Auf- 
gaben unter der Leitung des Kommandan- 
ten Angel Tejada. Das Motiv für die Aktion 
der Spezialeinheit waren Briefe, in denen 
die Genossen Miguel Rincon und Yoni Ro- 
mero die Mißachtung der Menschenrechte 
öffentlich gemacht haben. Das eine war ei- 
ne Petition an den Justizminister Correa, in 
der verlangt wurde, die Aufmerksamkeit 
stärker auf die Haftbedingungen der Ge- 
fangenen im Knast von Yanamayo zu rich- 
ten, das andere ein Brief des Genossen Yo- 
ni Romero ins Ausland. Das Resultat des 
Angriffes sind die drei schwerverletzten Ge- 
nossen Miguel Rincón, Yoni Romero und 
Montalban Segura, denen die Schläger zahl- 
reiche Prellungen, gebrochene Rippen, aus- 
gerenkte Arme und Kopfplatzwunden bei- 
gebracht haben. Außerdem griffen sie mit 
ihrem sadistischem Eifer den chilenischen 
Staatsbürger Alejandro Asturga an, dem vor- 
geworfen wird, der MRTA anzugehören. Fs 
gibt weitere Genossen, die übel zusam- 
mengeschlagen wurden und die trotz der 
Schwere ihrer Verletzungen in Arrestzellen 
gesteckt wurden. 

Über diese Ereignisse hat das Internatio- 
nale Rote Kreuz nicht berichtet. Sie haben 
nicht einmal die Familienangehörigen der 
geschlagenen Genossen informiert. Sie wol- 
len mit so einem Verhalten wohl die perua- 
nische Regierung zufriedenstellen, damit 
sie weiterhin politische Gefangene besu- 
chen können. Aber was das für Besuche ge- 
genüber politischen Gefangenen sein sol- 
len, das wissen wir nicht. Zumindest unse- 
re Gefangenen aus der MRTA haben Besu- 
che und Aufmerksamkeit durch das Inter- 
nationale Rote Kreuz in den letzten Mona- 
ten noch nicht erfahren. Dabei hat das Ro- 
te Kreuz gerade erst am 4. oder 5. März den 
Knast in Yanamayo besucht. 


Wie kann man sich diese Arrestzellen vor- 
stellen? 

Die Berichte, die uns über die Zellen errei- 
chen, berichten von sehr, sehr kleinen Zel- 
len. Der Raum ist so klein, daß man kaum 
darin stehen kann. Die ganze Zeit, in der 
Du dort eingeschlossen bist, wirst Du von 
den Wachen bewacht und beobachtet. 
Manchmal müssen die Genossen 15, 20 
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oder sogar 30 "lage in den Arrestzellen ver- 
bringen. Die ganze Zeit stehen sie auf den 
Füßen, sie müssen ihre körperlichen Not- 
wendigkeiten dort verrichten und werden 
ständig von den Wachen schikaniert, z.B. 
mit kalten Wasser etc. Diese Sachen hahen 
wir von einigen Journalisten erfahren, die in 
der letzten 7 cit im Knast gesessen baben, 


Was weißt Du über die Mitwirkung und 
Beteiligung ausländischer Spezialein- 
heiten bei der lvrstürmung der besetzten 
japanischen Botschaftsresidenz in Li- 
ma? 

Wir haben nicht die Namen der Män- 
ner, die an der Stürmung beteiligt wa- 
ren, aber die peruanische Regierung wie 
auch diverse andere Regierungen auf 
der ganzen Welt haben erklärt, "daß sie 
an der Aktion beteiligt waren. Mitglie- 
der des FBI, des Mossad oder des briti- 
schen CeheimdienstesMI5 haben der 
peruanischen Regierung für das Ver- 
brechen beratend. zur Seite gestanden. 
Das impliziert eine Mitschuld dieser 
Regierungen und Staaten und ihrer Ge- 
heimdienste und Sicherheitsapparate. 
Es gibt eine Solidarität der kapitalisti- 
schen, neoliberalistischen Staaten ge- 
gen die Menschen, die um ihre Befrei- 
ung kämpfen. Auf seiten der Organisa- 
tionen, die sich als revolutionär oder 
links bezeichnen, findet man Solida- 
rität leider nicht mehr. Dabei wäre ge- 
rade eine effektive politische und ideo- 
logische Solidarität von Nöten. Leider 
gibt es nur eine humanistische altrui- 
stische Solidarität, wie sie etwa das In- 
ternationale Rote Kreuz oder Amnesty 
International zeigen. ls wird vergessen, 


nicht. Deshalb muß man die politische Ver- 
fassung von Peru ändern. Die Existenz ei- 
nes starken Staates setzt die Existenz einer 
Diktatur voraus. Es ist nicht Fujimori, der 
wiedergewählt wird, sondern der Neolibera- 
lismus wird wiedergewählt. Das heißt die 
Verfassun esänderung garantiert das ökono- 
mische Modell eines hemmungslosen Ka- 


daß gerade heute die Notwendigkeit Marx-Stadt 


besteht, eine politische, eine proletari- 
sche, eine ideologische Solidarität her- 
zustellen. 

Die Iatsache, daß die Geheimdienste aus- 
ländischer Staaten ihre Beteiligung an der 
lErstürmung der Botschaftsresidenz zugege- 
ben haben, reicht wohl als Beweis für die 
Mitarbeit der Staaten an der Ermordung der 
Kämpferlnnen der MRTA am 22. April 
1997. 


Die peruanische Verfassung ist dahingehend 
geändert worden, daß Fujimori ein “drittes 
Mal wiedergewählt werden kann. Was kannst 
Du darüber sagen? 

Die Verfassung wurde nicht verändert, um 
Fujimori wiederzuwählen, sondern ganz 
grundsätzlich um den Neoliberalismus in 
Peru weiter zu verankern. Das setzt die Exi- 
stenz eines starken Staates voraus, der sich 
staatsterroristischer Mittel bedient. Denn 
das ist die einzige Form, mit der der Neoli- 
beralismus garantiert werden kann. Die 
Durchsetzung des Neoliberalismus bein- 
haltet die Zerstörung einer Arbeiterlnnen- 
und Massenbewegung und jeglicher auf- 
ständischer Gruppen. Das kann man nicht 
in einem demokratischen Rechtsstaat 
durchdrücken, zumindest theoretisch 
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pitalismus. Wie wir schon vorher gesagt ha- 
ben. Fujimori ist nicht wichtig, sondern die 
Kontinuität eines Wirtschaftsmodells. Lei- 
der hat die bürgerliche Opposition wie auch 
die Linke in Peru nicht verstanden, in wel- 
che Richtung sie ihre Kräfte dirigieren müs- 
sen. Wenn man die Ablösung der Diktatur 
Fujimori erreichen will, muß man den Kern 
des Problems treffen, und das ist der Neoli- 
beralismus. Welcher Vorschlag auch immer 
sich gegen die Diktatur richtet, muß den 
Kampf gegen den Neoliberalismus als Kri- 
stallisationspunkt der Gegenorganisier ung 
begreifen. Am Ende des Kampfes muß eine 
Reorganisierung der Wirtschaft stehen, die 
soziale Sicherheit und ein menschenwärdi- 
ges Leben für die Bevölkerung garantiert. Es 
gibt keine andere Möglichkeit, sich der neo- 
liberalistischen Diktatur entgegenzustel- 
len. 

Im Moment gibt es keinen charismati- 
schen Führer in der bürgerlich-rechten Op- 
position, der die imperialistischen Staaten 
befriedigen und den Neoliberalismus ga- 
rantieren könnte. Deshalb wird Fujimori 
wiedergewählt. Er ist das Instrument, um 
die Interessen des internationalen Kapita- 


lismus durchzusetzen. Vielleicht ist Fuji- 
mori morgen nicht mehr nützlich. Dann 
kriegt er einen Fußtritt, und sie setzen ei- 
nen anderen Gefolgsmann ein. Aberim Mo- 
ment, wo es in Peru keine geeigneten Füh- 
rer in der Opposition gibt, ist er ein not- 
wendiger, aber nicht unentbehrlicher Be- 
standteil des Systems - so wie die meisten 
Diktatoren. Bei der Betrachtung der 
näheren Vergangenheit wird man er- 
kennen, daß die Diktatoren zunächst 
vom internationalen Kapital und von 
den imperialistischen Staaten einge- 
setzt worden sind, aber in dem. Au- 
genblick fallengelassen und abge- 
setzt wurden, wo sie nicht mehr die 
Interessen des Kapitals befriedigen 
konnten. Das ist die Realität. Die 
Tatsache, dab Fujimori wiederge- 
wählt wird, ist nur eine Anekdote im 
Kampf gegen den Neoliberalismnus. 


In Peru werden arme Frauen zwangs- 
sterilisiert. Was kannst Du dazu sd- 
gen? 

pr Thema der Sterilisation von ar- 
men Frauen ist ein ziemlich altes 
Thema in Lateinamerika. Zu ande- 
ren Zeiten hatten wir diese Probleme 
auch, vor allem in dörflichen oder in- 
digenen Gemeinden. Man hat die 
Frauen zu den Sterilisationen ge- 
zwungen. Und heute, zur Zeit der 
neoliberalen Regierung von Fujimo- 
ri, setzt man die Politik der Vernich- 
tung der ärmsten Teile der Bevölke- 
rung mit den Zwangssterilisationen 
der Frauen fort. Früher sind zT. 
ganze Dörfer verschwunden, mit 


Norma und Isaac Velazco in Chemnitz, dem früheren Karl- schwangeren Frauen, Kinder im Al- 


ter von einem halben Jahr, von drei 

Monaten. Es gibt also eine Tendenz, 

diese Menschen gleich umzubrin- 
gen. Im Moment sind die Augen der Welt 
aber auf Peru gerichtet, insofern kann man 
diese Massaker nicht mehr so durchführen, 
wie man es früher gemacht hat, also kehrt 
man dazu zurück, zahlreiche Frauen 
/wangsstenilisationen zu unterziehen. Der 
Gesundheitsminister ist gleichzeitig auch 
Arzt - er leitet die Programme zur Zwangs- 
sterilisation. Das ist ziemlich schrecklich, 
denn eigentlich ist er dazu eingesetzt, das 
Leben und die Gesundheit der peruani- 
schen Menschen zu schützen. So aber zer- 
stört er Leben ohne die Zustimmung der 
Frauen, die sterilisiert werden. Denn sie 
kennen das Programm ja gar nicht, die Ste- 
rilisationen werden eigenmächtig durchge- 
führt. Ich glaube, daß die Menschenrechts- 
und Frauenorganisationen hier in Europa 
Protestbriefe an diesen Gesundheitsmini- 
ster schicken müssen, um darin ausdrücken, 
daß es nicht sein kann, wenn heute Frauen 
ohne ihre Einwilligung sterilisiert werden 
und damit wie Tiere behandelt werden. In 
Peru gibt es von Frauengruppen und indi- 
genen Organisationen viele Proteste gegen 
die Sterilisationen. Bei den indigenas ist es 
zum Beispiel gegen die Tradition, die Zahl 


der Kinder irgendwie zu begrenzen, weil das 
Land immer genug gibt, um alle zu 
ernähren. Man braucht also politische und 
wirtschaftliche Maßnahmen, die den Be- 
dürfnissen der Bevölkerung entsprechen - 
man mub nicht ein Bevölkerungswachstum 
künstlich bremsen, und das in einem Land 
wie in Peru, das sehr dünn besiedelt ist. Wir 
haben 1,3 Millionen km? und nur 23 Mil- 
lionen EinwohnerInnen, d.h. Peru ist fast 
viermal so groß wie Deutschland, hat aber 
nur knapp mehr als ein Viertel der Ein- 
wohnerzahl. (Die BRD hat 356.000 km? und 
81 Millionen  Finwohnerlnnen - 
Anm.d.UÜbersetzerin) Deshalb können sie 
nicht einmal sagen, sie würden diese Pro- 
sramme durchführen, weil Peru einen Be- 
völkerungsüberschuß hätte, oder weil ein 
Bevölkerungsüberschuß die Ursache für das 
Elend ist. Wir sind ein Land, was nur zum 
Teil bewohnt ist, was im Gegenteil cher in 
Richtung Eintvölkerung strebt - insofern 
sind derartige bevölker ungspolitische Über- 
legungen und Begründungen absurd. Sie ge- 

fährden die Existenz unserer indigenen Be- 
völkerung. 


Wie werden diese Zwangssterilisierungen 
durchgeführt? Hängen sie Plakate auf, mit 
denen Frauen aufgefordert werden, nehmen 
sie die Frauen fest, oder wie machen sie das 
praktisch? 
Es gibt unterschiedliche Mittel zur Durch- 
führung der Zwangssterilisation. Sie sagten 
den Frauen zum Beispiel, daß sie eine Kon- 
trolluntersuchung durchführen würden. 
Dabei verabreichen sie den Frauen sterili- 
sierende Injektionen oder geben ihnen Ia- 
bletten, die sterilisierend wirken. Es gab ei- 
ne Zeit, da haben sie die Sterilisationen mit 
Milchpulver durchgeführt. In dem Milch- 
pulver war eine sterilisie rende Substanz ent- 
halten. Das haben die Frauen aus den Dör- 
fern entdeckt, die dieses Milchpulver be- 
nutzten. Nach einer gewissen Zeit gab es 
keine schwangeren Frauen mehr, und das 
kam allen ziemlich merkwürdig vor. Und da 
haben die Frauen gesehen, daß das einzig 
Komische, was sie in der letzten Zeit zu sich 
genommen hatten, das Milchpulver war ... 
Sie benutzen also mehrere Methoden, um 
die Frauen zu täuschen. Die Frauen wissen 
ja nicht, daß sie sterilisiert werden. 


Wer ist für die Zwangssterilisationen verant- 
wortlich? 

In den 60er Jahren war in Peru und auch in 
Bolivien eine Organisation tätig, die eigent- 
lich aussterbende Sprachen in den indige- 
nen Gemeinschaften untersuchen wollten. 
Aber die Dörfer haben festgestellt, daß es 
diese Organisation war, die ihnen das Milch- 
pulver gebracht hat. Dieses Instituto Lin- 
guístico hat vorgegeben, ihnen zu helfen, 
aber in Wirklichkeit waren sie dabei, die in- 
digenas auszurotten. 

Das Schlimme ist, daß es heute das eige- 
ne Gesundheitsministerium ist, das die Ste- 
rilisationsprogramme durchführt. Dabei 
sollte diese Institution eigentlich für die Ge- 


sundheit der Bevölkerung sorgen. Wir wis- 
sen natürlich, daß die wirtschaftlichen, ge- 
sundheitlichen und bevölkerungpoliti- 
schen Programme nicht aus Peru kommen. 
E igentlich sind wir sind eine Kolonie. Die 
Programme werden in den USA entwickelt, 
im Internationalen Währungsfond, in der 
Weltbank und deshalb ist der Gesund- 
heitsminister nur derjenige, der diese Pro- 
gramme anwendet. Das ist das Peinliche - 
ein Institut, das für den Schutz der Ge- 
sundheit zuständig i ist, und er als Gesund- 
heitsminister id. dazu noch Arzt führen 
das Programm durch. Ich denke, daß man 
dringend einen internationalen Protest gC- 
gen die Zwangssterilisationen benötigt. 


Vielen Dank für das Interview. 
(Quelle: Radio Freies Sender Kombinat Ham- 
burg, Knast und Justiz, Radio Klassenkampf) 


Peru 
Massaker im Ge- 
fängnis Yanamayo! 


Dringender Aufruf an alle Ärztinnen, an die 
nationale und internationale Solidaritätsbe- 
wegung und an die unabhängige Presse 


Wir grüßen am Internationalen Frauentag 
alle Frauen Perus und der Welt und ganz be- 
sonders all jene Frauen, die aufgrund i ihrer 
politischen Auffassungen ihrer Freiheit be- 
raubt und grausamer und erniedrigender 
gae ausgesetzt sind. 

Leider müssen wir am heutigen Interna- 
tionalen Frauentag die nationale und inter- 
nationale Öffentlichkeit darüber informie- 
ren, daß die Diktatur Alberto Fujimoris zu- 
nehmend ihr Ziel, die politischen Gefange- 
nen zu liqudieren, erreicht. Am 7. Februar 
wurden 21 politische Gefangene aus der 
MRTA während ihrer Überführung aus dem 
Gefängnis von Canto Grande nach Yana- 
mayo brutal geschlagen. Als Ergebnis dieser 
brutalen Agpression und wegen der ansch- 
ließenden völligen Verweigerung von medi- 
zinischer Versorgung durch die Gefängnis- 
leitung starb einige Tage später einer dieser 
Genossen an einem Lungenödem. Als Re- 
aktion auf diese Vorfälle haben unsere Ge- 
nossen zu Recht mit Empörung gegen die 
Gefängnisleitung protestiert. Dieser ge- 
rechte Protest wurde von der Gefängnislei- 
tung als Meuterei dargestellt und als Vor- 
wand benutzt, um repressiv gegen unsere 
gefangenen Genossen vorzugehen und auf 
sie zu schießen. Viele der gefangenen Ge- 
nossen haben Schußwunden erlitten, und 
möglicherweise hat es Tote gegeben. Darü- 
ber gibt es bisher noch keine gesicherten In- 
formationen, da die Informationssperre der 
offiziellen Stellen verhindert, daß genaue 
Details der Ereignisse der letzten Tige be- 
kannt werden. 

Besorgt über die Gerüchte bezüglich der 
Gewalttaten gegen ihre Söhne sind zwei An- 


gehörige nach Yanamayo gefahren, um et- 
was über ihre Kinder zu erfahren. Heute ist 
Frau Palomino, die Mutter von Eladio Pao- 
mino Seguras, nach Puno zurückgekehrt. 
Die Eindrücke aus Yanamayo haben ihr so 
zugesetzt, daß.sie in ein Krankenhaus ein- 
geliefert werden mußte, denn unter den ver- 
letzten Gefangenen befinden sich auch ihr 
Sohn sowie Montalban Segura, Cerna Pon- 
ce, Yoni Romero, Edison Loayza, Alejandro 
Astorga und Miguel Rincon. Zwei von ih- 
nen sind schwerverletzt. 

Wir sind besorgt um die Gesundheit und 
das Leben aller politischen Gefangenen und 
ihrer Angehörigen. Darum rufen wir die 
Menschenrechtsorganisationen dazu auf, 
im Rahmen ihrer Ar beit für den Schutz des 
Lebens und der elementaren Menschen- 
rechte Abordnungen nach Peru zu schicken, 
um das Leben der Gefangenen zu retten, 
die sich in einer schutzlosen Situation be- 
finden. 

Wir rufen auch besonders die Hilfsorga- 
nisationen aus dem Gesundheitsbereich da- 
zu auf, Delegationen nach Yanamayo in Pu- 
no zu schicken, um zu versuchen, mensch- 
liches leben zu retten. 

Wir fürchten um das Leben der gefange- 
nen GenossInnen im Gefängnis Yanamayo 
und fordern deshalb alle bewußten Frauen 
und Männer in Peru und in der Welt auf, 
dieses abscheuliche Verbrechen zu verurtei- 
len und zu den peruanischen Botschaften 
und Konsulaten weltweit zu mobilisieren. 

8. März, Voz Rehelde 
Protestfaxe an: 
. Ministro de Justicia, Alfredo Quispe, 

Fax: 0051142 23 577 

und Kopien an die Menschenrechtsorganisa- 
tionen: 
Senor Defensor del pueblo, Jorge Santisteban 
de Noriega, Fax: 00 511 42 64 900 
Doordinadora Nacional de Derechos Huma- 
nos, Fax: 00 511 4411 533 


Veranstaltung zu Peru 


Ort: Berlin-Friedrichshain, Veranstaltungse- 
tage des Größenwahn, Hinterhaus der Kin- 
zingstr. 9 

Zeit: 22. April, 19.30 Uhr 

Veranstalter: Internationalismusgruppe im 
Größenwahn, Gruppe Venceremos 


Plakat zu Peru 


Zur Erinnerung an die Aktion und zur Po- 
pularisierung der Freilassung der politi- 
schen Gefangenen in Peru wurde ein Plakat 
erstellt, das die verschiedenen Stationen der 
Aktion beleuchtet und darauf hinweist, daß 
die BRD-Organe in diesem Konflikt auf der 
Seite des Fujimori-Regimes Partei waren. 
Das Plakat kann im Kopierladen M99 (Man- 
teuffelstr. 96) abgeholt werden oder gegen 
Einsenden von Porto bestellt werden über: 


Gruppe Venceremos, c/o Kopierladen M88, 
Manteuffelstr. 96, 10997 Berlin 
m 


13 


Israel 


Mordechai Vanunu 
l1 Jahre Einzelhaft 


Ihr erinnert euch vielleicht: 1986 wurde 
Mordechai Vanunu in Israel zu 18 Jahren 
Gefängnis verurteilt, weil er einer engli- 
schen Zeitung verraten hatte, daß Israel 
Atombomben besitzt. Israel ist die sechst- 
größte Atommacht mit etwa 100 Atomwaf- 
fen, wie sich inzwischen herausgestellt hat. 

Mordechai Vanunu wurde die ganzen bis- 
herigen elf Jahre in Isolationshaft gehalten, 
so lange wie kaum ein anderer Gefangener 
im Westen, damit er nicht noch mehr ge- 
heime Informationen weitergibt, Das hat 
ihm psychisch zugesetzt. Es besteht die Ge- 
fahr, daß er den Verstand verliert. Am Don- 
nerstag hob das Justizministerium deshalb 
die Isolationshaft auf. Jetzt darf Mordechai 
Vanunu plötzlich Kontakt mit anderen Ge- 
fangenen aufnehmen. Womit erwiesen ist, 
daß die Isolationshaft nur ein Vorwand war, 
um ihm psychisch zu schaden. Fin Freigang 
für 48 Stunden, wie er in Israel schon nach 
einem Viertel der Haft üblich ist, wurde ab- 
gelehnt. Ebenso seine Bitte, mit palästi- 
nE Gefangenen zusammengelegt 
zu werden. 

Mordechai Vanunu, der heute 43 Jahre alt 
ist, hätte schon früher seine Isolationshaft 
beenden können, wenn er sich verpflichtet 
hätte, nicht über seine Insiderkenntnisse 
und die Umstände seiner Verhaftung zu re- 
den. Er lehnte dieses obszöne Angebot ab. 
Er wurde nämlich vom Mossad-Geheim- 
dienst von London nach Rom gelockt, dort 
aufgegriffen, unter Drogen gesetzt und mit 
einem israelischen Linienflugzeug nach Tel 
Aviv verfrachtet. 


Vorzeitige Entlassung ist in Israel mög- 
lich, wenn zwei Drittel der Haft verbüßt 
sind. Das ist für Mordechai Vanunu näch- 
sten. Monat der Fall. Der israelische Ge- 
heimdienst ist der Meinung, daß er kein Si- 
cherheitsrisiko für Israel mehr darstellt. Der 


14 


Freiheit für die 
Gefangenen in Khiam 


Ein israelisches 
Gefangenenlager in 
Südlibanon 


Dic Broschüre berichtet über das Ge- 
fangenenlager Khiam, das im von Isra- 
el besetzten Teil des Südlibanon, der 
sogenannten Sicherheitszone liegt. 
Schwerpunkte sind: 

Die aktuelle Situation der Gefangenen, 
ein Interview mit einem libanesischen 
Solidaritätskomitee für die Gefangenen 
und einige Hintergrundinformationen. | 


Zu beziehen über: 
Internationalistisches Komitee 


Am Landwehrplatz 2 Preis 3,50 DM 
66111 Saarbrücken incl. Porto 
Im voraus 


Vorsitzende des Petitionsausschusses des is- 
raclischen Parlaments setzt sich für seine 
vorzeitige Entlassung ein. Am 16.3. wollte 
der Oberste Gerichtshof unter Vorsitz von 
Netanyahu darüber entscheiden. Die Ent- 
scheidung wurde vertagt, 
V Em 'h wegen der «let 
ellen Pr abiems mit dem 
britischen Außenminister 

Robin Cook. 
(FSK, Radio Klassen- 
kampf -Red.) 


benfalls entnahmen 

wir der Presse, daß 

dem weltberühmten 
Sljährigen todkranken 
Wissenschaftler Prof. Mar- 
cus Klingberg erstmals ein 
36stündiger Hafturlaub ge- 
währt wurde. 1983 war erin 
Europa anläßlich eines 
Kongresses entführt wor- 


den; er soll damals Israels 
Produktion von biologi- 


schen Waffen bekannt ge- 
macht haben. Erst zehn 
Jahre später hatte die israe- 
lische Regierung die Nach- 
richtensperre aufgehoben 
und zugegeben, daß Kling- 
berg verhaftet und wegen 
Spionage für die Sowjet- 
union zu 20 Jahren Haft 
verurteilt worden sei. 


(Red.) 


Großbritannien 


Roisin McAliskey 
wird nicht an die 


BRD ausgeliefert 


Vor einer Woche wurde bekannt, daß 
Roísín nicht in die BRD ausgeliefert wird. 
Sie war im November 1996 festgenommen 
worden wegen angeblicher Beteiligung ei- 
nes IRA-Anschlags auf eine englische Ka- 
serne in Osnabrück (wir berichteten). 

‘Irotz ihres angegriffenen Gesundheitszu- 
standes, sie ist zur Zeit im Krankenhaus, ih- 
rer Schwangerschaft und der Geburt ihres 
Kindes, und trotz der dürftigen Beweislage 
hatte die Bundesanwaltschaft ihre Ausliefe- 
rung betrieben, um sie hier verurteilen zu 
lassen. Entsprechend hatte kürzlich das 
höchste britische Gericht die Auslieferung 
auch beschlossen. Jetzt hat der britische in- 
nenminister sich über dieses Urteil hinweg- 
gesetzt. Dennoch besteht die Bundesan- 
waltschaft weiter auf einer Verurteilung von 
Roisin. 

Wir werden im nächsten Info ausführli- 
cher berichten. 


Quelle: FR, Berliner Zeitung (Red.) 


Die halbjährliche Irland-Zeitung „Spirit of 
Resistance ist erschienen. DM 5,- Zu bezie- 
hen über Irland-Gruppe, c/o Infoladen An- 
schlag, Heeper Str. 132, 33607 Bielefeld 
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Freiheit für Patricio Ortiz 


Das lange Warten muß ein 


Bericht des Solidaritätskomitees 
aus der Schweiz 


Fünteinhalb Monate nach seiner Verhaftung 
sitzt Patricio Ortiz immer noch in Ausliefe- 
rungshaft. Die Solidarität mit dem chileni- 
schen Flüchtling ist zwar weiter angewachsen. 
Die Breite der Unterstützung wurde insbe- 
sondere in cinem Beitrag des Nachrichten- 
magazins „lOvorl0“ mi Schweizer Fernse- 
hens sichtbar. Die Behörden in Bern sind je- 
doch nach wie vor nicht bereit, im Ausliefe- 
rungs- und Asylverfahren jene Entscheide zu 
fällen, die eine Haftentlassung Patricio Ortiz’ 
möglich machen. 

Hintergrund des langen Wartens ist eine 
neue Strategie der F Iardlinerin Bern. Man ver- 
sucht, mit Zusagen offizieller chilenischer 
Stellen die Cr undlagen für die Auslieferung 
zu schaffen. Die chilenischen Instanzen sol- 
len sich insbesondere dazu verpflichten, den 
Gefangenen nach seiner Auslieferung nur für 
den Vollzug der hängigen Reststrafe zu be- 
langen. Daß solche Zusagen nur Makulatur 
sind und die Sicherheitsgarantien offizieller 
chilenischer Stellen angesichts neuester Fol- 
terfälle der reine Hohn sind, ist für die Schwei- 
zer Behörden kein Hinderungsgrund. Man 
will, so scheint es, den prominentesten poli- 
tischen Gefangenen Chiles an die Schergen 
Pinochets ausliefern, und das just zu dem 
Zeitpunkt, in dem sich der Mörder Salvador 
Allendes mit der Besteigung des Stuhls eines 
Senators auf Lebenszeit der Verantwortung 
für seine Verbrechen definitiv entziehen will. 


Lorena Astorga in der Schweiz 


Es wird also weiteren Druck brauchen, um die 
Auslieferung von Patricio Ortiz zu verhindern. 
Das Kamin. ‚Freiheit für Patricio Ortiz“ hat 
deshalb die Sprecherin der rodriguistischen 
Bewegung, Lorena Astorga, zu einer Veran- 
staltungstournee in die Schweiz eingeladen. 
Der ‚Rodriguismo“ ist als legale Bewe egung 
aus dem „Frente Patriotico Manuel Rodri- 
guez“ (FPMR) heraus entstanden, in dem Pa- 
tricio Ortiz in den 80er Jahren zusammen mit 
anderen jungen ChilenInnen gegen die Pino- 
chet-Diktatur gekämpft hat. 

Begleitet wird Lorena Astorga von Mirna 
Salmanea, mit der zusammen sie in Santia- 
go das Büro der Organisation der Angehöri- 
gen der politischen Gefangenen ODEP be- 
treut. Mirna Salamanca ist die Mutter von Ri- 

cardo Palma, einem der drei Mithäftlinge von 
Patricio Ortiz, die am 30. Dezember 1996 von 


Ende haben ! 


einem Kommando des FPMR aus dem Hoch- 
sicherheitsgefängnis von Santiago de Chile 
befreit wurden. Ricardo Palma hat über diese 
Flucht ein Buch geschrieben, das zur Zeit in 
Chile auf den Bestsellerlisten steht. 


Zum Stand der Verfahren: 
Schweizer Behörden setzen auf 
obskure Garantien aus Chile 


Patricio Ortiz befindet sich seit dem 4. Sep- 
tember 1997 im Flughafengefängnis Kloten 
in Auslieferungsh aft. Im Klartext: 23 Stun- 
den isoliert in einer Zweierzelle, eine Stun- 
de Spaziergang pro lag, ein Besuch pro Wo- 
che hinter 'Irennscheibe, Postzensur, keine 
Arbeitsmöglichkeit. Ausgeliefert der Juri- 
stInnenlogik schweizerischer BeamtInnen 
im Bundesamt für Flüchtlinge (BFF) und 
Bundesamt für Polizeiwesen (BAP), welche 
sein Asylgesuch und das Auslieferungsersu- 
chen der chilenischen Regierung g prüfen. Der 
bisherige Verfahrensverlauf läßt das 
Schlimmste befürchten. 

Im Rahmen des Auslieferungsbegehrens 
verlangt die Schweiz von der chilenischen 
Regierung Garantien dafür, daß Patricio Or- 
tiz - sollte er ausgeliefert werden - keiner Be- 
handlung unterworfen wird, welche seine 
körperlich he und psychische Integrität beein- 
trächtigt. Weiter muß Chile garantieren, daß 
gegen P atricio Ortiz nach seiner Ausliefe- 
rung, welche nur zur Verbüßung der Rest- 
strafe wegen der angeblichen Tötung eines 
Polizisten verlangt wurde, keine welteri 
Verfahren eröffnet werden. Er darf überdies 
wegen seiner Flucht weder diszipliniert noch 
sonstwie Repressalien unterworfen werden. 
Diese Garantien im Rahmen des IRSG (Ge- 
setz über die internationale Rechtshilfe) dür- 
ten erst 45 Tage nach der bedingten oder end- 
gültigen Entlassung von Patricio Ortiz ent- 
fallen, wenn dieser s Möglichkeit hatte, das 
chilenische Hoheitsgebiet zu verlassen. 

Die chilenische Regierung, insbesondere 
die Pinochet-Rechte, setzt ihr ganzes Presti- 
ge ein, um die Ausliefer ung von Patricio Or- 
tiz zu erreichen. Auch heute, mehr als ein 
Jahr nach seiner Flucht, beherrscht das The- 
ma die chilenischen Schlagzeilen. Für die 
Herrschenden ist Patricio Ortiz hinter 
Schweizer Gefängnismauern schon so gut 
wie in Reichweite. Seine Auslieferung wird 
als sicher betrachtet. Dievon der Schweiz g ge- 
forderten Garantien wird die chilenische Re- 
gierung ohne mit der Wimper zu zucken lie- 
fern. Und obwohl alle namhaften chileni- 


schen Menschenrechtsgruppen, aber auch 
die Mehrheit des chilenischen Volkes davor 
warnen, diesen Garantien zu trauen, steht zu 
befürchten, dab die zuständigen Schweizer 
Behörden isch Eingang dieser Garantien die 
Auslieferung nach Chile bewilligen werden. 
Das für das Asylgesuch zuständige BFF 
scheint ebenfalls Garantien or arten 
zu wollen, um dann das Asylgesuch ohne wei- 
tere Prüfung formalistisch abschmettern zu 
können, denn mit Hinweis auf diese Garan- 
tien kann eine künftige Gefährdung von Pa- 
tricio Ortiz verneint werden. 

Welche Interessen bewegt die Schweizer 
Behörden dazu, die Frage der Asy Isewährung 
und die Auslieferung von Patricio Ortiz rein 
formaljuristisch anzugehen und die ganzen 
politischen Zusammenhänge auszublen- 
den? Die Umstände seiner Verhaftung 1991 
sind bekannt. Selbst ein chilenisches Zivil- 
gericht mußte feststellen, daß die einzigen 
Aussagen, welche Patricio Ortiz 1991 im Spi- 

talbett gegenüber dem militärischen Unter- 
suchungsrichter gemacht hat, nicht verwert- 
bar sind, da sie unter Folter gemacht wurden. 
Dieses Urteil liegt bei den Akten. Die ent- 
sprechenden Arztberichte scheinen die 
Schweizer Behörden nicht zu interessieren. 
Bekannt ist aber auch, daß das militärge- 
richtliche Verfahren, welches 1995 zur Ver- 
urteilung führte, in keiner Art und Weise den 
auch vom IRSG geforderten Mindestanfor- 
derungen eines rechtsstaatlichen Verfahrens 
genügt. Wie wenig das Leben von Patricio 
Ortiz den chilenischen Behörden wert ist, be- 
weisen aber auch die Umstände seiner ersten 
gescheiterten Flucht. Seine Mitgefangenen 
und er wurden in eine tödliche Falle gelockt. 
Sein jüngerer Bruder Pedro und Jose Alvara- 
do bezahlten mit ihrem Leben. Patricio Or- 
tiz überlebte nur dank eines Wunders. Be- 
kannt ist in der Schweiz aber auch die Tat- 
sache, daß in Chile nach wie vor keine de- 
mokratischen Zustände herrschen 

Auch wenn sich die zuständigen Behörden 
hinter einer juristischen Argumentation ver- 
schanzen, welche die politische Realität in 
Chile scheinbar ausklammert, ist ganz of- 
fensichtlich, daß der Entscheid hochpoli- 
tisch ist. Patricio Ortiz braucht deshalb nicht 
nur gute AnwältInnen. Er braucht in erster 
Linie eine starke und breite politische Kam- 
pagne zu seiner Freilassung, er braucht un- 
sere Solidarität. 

(Aus dem Rundbrief des Solidaritätskomi- 
tees „Freiheit für Patricio Ortiz“, Februar 


1998) 
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Grußbotschaft von 
Patricio Ortiz an 
die BesucherInnen 
des Vorwärts-Festes 


Revolutionäre Vielfalt von unten gegen die 
neoliberale Beherrschung der Welt 


liebe GenossInnen, Freundinnen, Brüder 
und Schwestern, 

ich schicke euch die herzlichsten Bruder- 
grüße zu eurem Fest, diesem wichtigen poli- 
tisch-kulturellen Treffen der Linken in diesem 
Land. Es ist eine Freude für mich, euch aus 
diesem Anlaß ein paar Gedanken zu vermit- 
teln, die ich dem Abgrund des Schweigens ent- 
gegensetze, das Di unerbittlicher Gering- 
schätzung die unermeßlichen Räume der Ein- 
samkeit füllt Fine unlebbare Finsamkeit ist 
das, möbliert mit den schändlichen Verklei- 
dungen von Gittern, Panzerglas und Mauern, 
hochgezogen als Symbole des atavistischen 
Hasses der Mächtigen aller Zeiten in ihrem 
verdrehten Eifer, ihre Herrschaft zu zementie- 
ren und dabei alle Dimensionen menschlichen 
Strebens und Handelns zu besetzen. Ihr Ziel 
ist es, alle Außerungen von Auflehnung und 
Befreiung auszutreten im strategischen Be- 
streben, unter uns Verzweiflung und Hoff- 
nungslosigkeit zu säen, um so die Unversehrt- 
heit unserer Träume, unserer Sehnsucht nach 
einer besseren, nach einer gerechteren und 
freieren Welt zu zerstören. 

Gerade dieser wilde Ansturm des Kapitalis- 
mus in seiner irrsinnigsten und terroristischen 
Form zur Beherrschung der Welt macht es 
nötig, daß wir unsere kritischen Fähigkeiten 
gemeinsam entwickeln, um neue Handlungs- 
räume mit revolutionären Alternativvorstel- 
lungen zum modernen neoliberalen Modell, 

ur Strategie der neokapitalistischen Herr- 
schaft zu erschließen. Als Ausdruck des Selbst- 
regulierungsprozesses der zyklischen Krisen in 
der modernen Kapitalakkumulation bewirkt 

diese Strategie der weltweiten Organisierung 
der Produktivkräfte und des sozialen Lebens 
ganz direkt, dab immer mehr Menschen in ih- 
rer Existenz bedroht sind und ihre Lebensräu- 
me verwüstet werden, zum höheren Nutzen 
des transnationalen Kapitals, das dem Götzen 
des höchstmöglichen Profits ohne weiteres die 
Lebensgrundlagen der Menschen zu opfern 
bereit ist. Anders gesagt, bringt die angestreb- 
te neoliberale Hegemonie laufend neue finan- 
zielle und kommerzielle Koordinierungsme- 
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chanismen auf übernationaler Ebene hervor, 
die allesamt die Autonomie und die Souverä- 
nität der Nationalstaaten in dramatischer Wei- 
se beschneiden. Als Beispiel dafür möge die 
kürzlich über die Bühne gegangene Davoser 
Weltwirtschaftskonferenz genügen. In der 
Schlußresolution wurde der Wille bekräftigt, 
das transnationale Kapital durch eine weltwei- 
te Vereinbarung zu schützen. Es sollen alle 
rechtlichen, administrativen und politischen 
Mechanismen der Kinzelstaaten durch eine 
supranationale Gesetzgebung eingeebnet und 
dereguliert werden, da diese die unkontrollier- 
ten Kapitalversch iebungen von einer Weltecke 
in die andere behindern, die ja Voraussetzung 
sind für enorm gesteigerte Gewinnmargen und 
Handelserträge. Im Wettbewerb des weltwei- 
ten Handels regiert also allein noch die sozi- 
aldarwinistische Logik, das Recht des Stärke- 
ren in der Maske des freien Handels. Als ein- 
zig anerkannte Regelung der sozialen Interak- 
tion und des Zusammenlebens gilt die perver- 
se Maxime des laissez-faire. 

Als furchtbar verheerende Konsequenz die- 
ser Strategie zur Weltbeherrschung erleben wir 
die Verbreiterung des Grabens zwischen dem 
reichen Norden (hochentwickelt, in selbstver- 
liebter Finigelung in seine technologische und 


militärische Übermacht) und dem armen Sü- 


den (gebeutelt von Hunger, Kriegen und der 
gnadenlosen Ausbeutung der Bevölkerung un- 
ter der Fuchtel des weltweiten Finanz- und 
Spekulationskapitals). 

Dies ruft dringlich nach einer internationa- 
len Vernetzung von Widerstandsstrategien, 
nach dezentralisierten, eleichberechtigten 
Strukturen zur Entscheidungsfindung und Be- 
schlußfassung, aufzubauen von den unter- 
schiedlichen Organisationen und Einzelperso- 
nen, die alle in ihren Alltagskämpfen lokale Wi- 
derstandsstrategien gegen den Neoliberalis- 
mus ausarbeiten und dabei ausgehen von ganz 
verschiedenen ideologischen, ethnischen, her- 
kunftsbezogenen und kulturellen Bezugs- 
punkten. Auf ihrer Suche 
nach sozialpolitischen Al- 
ternativen, die ihre Basıs 
zu mobilisieren vermögen, | 
bringen diese Gruppen ei- | 
ne Vielfalt von Problemen, | 
Forderungen und Zielen 
zur Sprache. Ihre Stärke ist | 
dabei ihre authentische É 
Verwurzelung, ihre Sehn- 
sucht nach greifbarer Uto- 
pie als Grundlage für ihre 
ebenso eigenständigen wie 
überraschenden Weltbil- 
der. Gelänge es, dieses 
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enorme Potential zu bündeln, hätten wir das 
Fundament für eine neue Gegen-Weltord- 
nung, aufbauend auf einer neuen Kultur des 
Respekts für die Würde des Lebens aller und 
eines/r jeden einzelnen von uns Erdenbewoh- 
nerlnnen - jenseits aller ethnischen, her- 
kunftsmäßigen, geschlechtsbezogenen, ideo- 
logischen und kulturellen Schranken. 

Für dieses und kein anderes Ziel ergreife ich 
hier bescheiden das Wort, um das unbedingte 
Recht auf Rebellion aller Unterdrückten und 
Ausgegrenzten dieser Welt zu bekräftigen, wel- 

che Formen des Kampfes und Widerstands sie 
auch immer im Hinblick auf ihre Befreiung 

wählen mögen. Dies halte ich für den ethi- 
schen Imperativ, der - ausgehend von den 
Fähigkeiten eins/r jeden einzelnen - all unsere 
Anstrengungen zu bestimmen hat, wollen wir 
die vielfältigen Ausdrucksformen der Zurück- 
weisung und des Widerstands gegen den mör- 
derischen Angriff des Neoliberalismus auf ci- 
ner höheren Ebene zusammenführen. 

In diesem Sinn möchte ich meine Freude 
ausdrücken über politisch-kulturelle Tribünen 
wie das Vorwärts-lest, die das Kennenlernen 
und Zusammenbringen revolutionärer Erfah- 
rungen verschiedener Länder erst ermögli- 
chen. Zugleich ergreife ich die Gelegenheit, 
um all jenen GenossInnen und FreundInnen 
von Herzen zu danken, die - alle auf ihre Wei- 

- für meine Freiheit gekämpft haben und 
ne kämpfen werden. Seid alle fest und kämp- 
ferisch ae von einem, der in Grenzen und 
Nationen nichts anderes als ideologische 
Schlagbäume sehen kann, die immer als Vor- 
wand für die Verewigung sozialer Ausgrenzung, 
von Fremdenhaß und Marginalisierung aller 
Art und für Faschismus in all seinen Formen 
herhalten sollen. 

Hasta vencer o morir 

Patricio Ortiz Montenegro 
Flughafengefängnis Kloten 
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